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Die breite Palette von Themen, die von hochka-
rätigen Referenten den über 100 Teilnehmern vor-
gestellt  wurde, reichte von den Szenarien künft i-
ger Mobilität (Prof. Dr. Hartmut Topp, Uni Kaisers-
lautern) über die Fragen nach den Kosten und
der Finanzierung öffentlicher Verkehrsmittel (Elke
Kiltz MdL, verkehrspolit ische Sprecherin Bünd-
nis 90/Die Grünen) zu den wirtschaftlichen Chan-
cen für den Arbeitsmarkt (Willi Loose, Ökoinstitut
Freiburg) und dem zugehörigen Spannungsfeld
der  pol it i s chen und wi r tschaft l ichen Macht-
interessen (Prof. Dr. Heiner Monheim, Uni Trier)
bis zu praktischen Beispielen.

Grenzüberschreitungen spielten in mehrfacher Hin-
sicht eine Rolle. Es gab Informationen von Karl-Heinz
Boßan (Frankfurter Institut für umweltorientierte Lo-
gistik) über den mit Erdgasbussen und Straßenbah-
nen vorbildlich umweltfreundlichen ÖPNV in Frank-
furt/Oder, der bald die Grenze nach Polen (Slubice)
in normalem Alltagsbetrieb überfahren wird. Dann
berichtete der Karlsruher Referent Oliver Glaser über
die dortige Stadtbahn, die europaweit als vorbildlich
gilt. Er informierte neben der phantastisch guten Ent-
wicklung im Karlsruher Verkehrsverbund über die
Grenzüberschreitung nach Wörth - Rheinland-Pfalz,
die im Vergleich zum Beispiel Frankfurt/Oder ausge-
sprochen schwierig war.

Dazu Wolfgang Faller von der Heinrich-Böll-Stiftung:
”Gerade vor dem Hintergrund der EU- Erweiterung
ist der Blick und die Zusammenarbeit über die Gren-
zen hinweg wichtig und wir können davon nur profi-
tieren. London mit seiner City-Maut zieht inzwischen
Kommunalpolitiker aus ganz Europa an; gegen alle
Prophezeiungen ist die Maut ein großer Erfolg.”

Prof. Dr. Monheim motivierte das Publikum, offen-
siver an eine Verkehrswende heranzugehen: Mobili-

„ Zukunft für Mobilität zwischen Stadt und Region“ , so lautete das Motto des zweiten Verkehrswende-
kongresses, der am 3. April 2004 im Erbacher Hof in Mainz stattfand und der von der Heinrich-Böll-
Stif tung Rheinland-Pfalz, dem Verkehrswendeforum Rheinland-Pfalz, dem Bund für Umwelt und Na-
turschutz (BUND) und dem Verkehrsclub Deutschland (VCD) mit Unterstützung des Bistums Mainz
und der Europäischen Union, unter der Schirmherrschaft von Umweltministerin Margit Conrad ver-
anstaltet wurde.

Zweiter Verkehrswendekongress
mit großer Resonanz

tät und Autobesitz dürfen nicht gleichgesetzt werden.
Dem Automobil werde viel zu viel Gutes nachgesagt
und viel zu wenig die massiven Nachteile wahrge-
nommen. Mit dem ÖPNV gehe es genau umgekehrt,
er wird als Kostenfaktor gesehen, obwohl in ihm hand-
feste wirtschaftliche Vorteile stecken und viel mehr
machbar ist als bisher getan wurde. Das nötige Um-
denken bei politischen Entscheidungsträgern hat im-
mer noch nicht begonnen.

Etwas positiver äußerte sich Wirtschaftswissenschaft-
ler Prof. Dr. Mehlhorn von der FH Mainz, der zu
erkennen meint, dass in der Wirtschaft die Zeichen
der Zeit bereits erkannt worden sind und der öffentli-
che Verkehr als Wirtschaftsfaktor zunehmend an Be-
deutung gewinnt.

Jupp Trauth vom Verkehrswendeforum zog ein deut-
liches Fazit: ”Der Kongress hat eindrucksvoll bestä-
tigt, dass unsere Mobilität nur dann eine Zukunft hat,
wenn wir mit dem Umdenken bald beginnen. Jeder
Gedanke, der heute hier geäußert wurde, erfordert
10 Aktivitäten. Eine Zukunft ohne öffentliche Ver-
kehrsmittel, wie sie manches pessimistische Szena-
rio darstellt, darf nicht und muss nicht sein, wenn -
nach ‘Karlsruher Modell’ - das Angebot und das Unter-
nehmenskonzept stimmen. Warum das zum Beispiel
hier in Mainz und Rheinhessen mit der Rheinhessen-
tram bislang noch nicht funktioniert, kann nur mit Un-
kenntnis oder Ignoranz der Politik erklärt werden.”

Zu danken ist für die inhaltliche und organistorische
Vorbereitung des Kongresses insbesondere Ingo
Annas, Wolfgang Faller, Andreas von Marées, Wal-
ter Nepelius und Ralph Heinrichs sowie Jutta Schnei-
der und Jupp Trauth für die Leitung des Kongresses.
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Wolfgang Faller,
Heinrich Böll Stiftung

Guten Tag meine Damen und Herren,
ich begrüße Sie herzlich im Namen der Heinrich Böll Stif-
tung!
Wir stehen als Landesstiftung für politische Bildung der
Partei Bündnis 90/Die Grünen nahe.
Im Vorfeld dieses Kongresses wurde ich einmal gefragt,
was denn Verkehr mit politischer Bildung zu tun habe –
das sei doch ein Sachthema.
Es mag ja Themen geben, die wenig oder nichts mit politi-
scher Bildung zu tun haben – dieses sicher nicht.

Dazu betrachte ich Aspekte aus dem Umfeld:
- den Anteil des Verkehrs an der globalen Erwär-

mung
- ökologische Belastungen wie Lärm, Abgase und

Ressourcen, insbesondere Flächenverbrauch
durch den motorisierten Individualverkehr

- ökonomische Notwendigkeiten wie Transporte
ökonomischer Nutzen: Arbeitsplätze in der Auto-
mobilindustrie und

- ökonomischer Nutzen: Schaden – Aufwand für
Straßenbau

- Verkehrstote in Deutschland: über 7000
- Verkehrstote weltweit: 1 Million. Diese Zahl wird

einfach akzeptiert
- Der offensichtliche Einfluss der Autolobby auf die

Regierung, insbesondere den Kanzler.

Eine letzte Bemerkung in diesem Zusammenhang: In ver-
kehrspolitischen Debatten wird oft vom Modell Schweiz
gesprochen, das wir heute leider nicht näher vorstellen kön-
nen. Dort gibt es ein landesweit gut vertaktetes ÖPV-Netz
bis in jedes Dorf. Ein zukunftweisendes Konzept, das in
wesentlichen Teilen durch Volksabstimmungen durchge-
setzt wurde.
Das Thema Verkehr, Ihnen ist das durch Ihren Alltag oft
schmerzlich bewusst, ist ein eminent politisches und es ist
verknüpft mit vielen weiteren politischen Kernbereichen,
wie im Beispiel Schweiz z.B. der direkten Demokratie.
Die Heinrich-Böll-Stiftung kooperiert sehr intensiv mit Nicht-
Regierungsorganisationen und Vor-Ort-Initiativen. Dadurch
erreichen wir eine Einbindung in aktuelle Prozesse und
die Teilnahme wichtiger AkteurInnen. Dieser Kongress und
seine erfreuliche Teilnehmer-Zahl ist ein Beweis.

Ich danke an dieser Stelle den kooperierenden PartnerIn-
nen, und insbesondere auch den ReferentInnen, die sich
der Sache mit viel ehrenamtlichem Engagement widmen.
Die Heinrich Böll Stiftung Rheinland-Pfalz will das Thema
für sich nicht mit dem heutigen Tage schließen, sondern
eine dauerhafte Ansprechpartnerin sein.
Wir wünschen politische Klärung und politische Schubkraft.
Wir hoffen, dass von diesem Kongress bzw. dieser Bro-
schüre nützliche Erkenntnisse und neue Motivation für ver-
kehrspolitische Initiativen ausgehen.

Grußwor te

Dr. Klaus Lenhard,
Umweltbeauftragter für das Bistum Mainz

Sehr geehrte Damen und Herren!
Für Ihren Verkehrswendekongress haben Sie zu Recht
auch die Kooperation mit dem Bistum Mainz gesucht. Für
die Kirche kann es dabei nicht um eine überflüssige Ein-
mischung in gesellschaftliche Trends oder politische Strö-
mungen gehen, auch nicht um bloße Progressivität oder
ein Mitschwimmen mit alternativen Bewegungen. Vielmehr
gehört es zu den ureigenen Aufgaben der Kirche, sich für
die Bewahrung der Schöpfung, den Schutz von Umwelt
und Natur, einzusetzen. Altes und Neues Testament ver-
pflichten den Christen zu einem fürsorglichen und vorsor-
genden Verhalten gegenüber Natur und Umwelt. Schon
im Jahr 1985 haben der Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland und die Deutsche Bischofskonferenz in einer
gemeinsamen Erklärung aus dem christlichen Schöpfungs-
verständnis Forderungen abgeleitet für die Kirche selbst
wie auch für den einzelnen Christen:

• Sicherung des Lebensraums für Menschen,
Tiere, Pflanzen sowie der Schutz der Arten,

• Maximen für Fragen der Energiegewinnung und
des Energieverbrauchs,

• Verantwortung der politischen und gesellschaftli-
chen Entscheidungsträger, und

• in letzter Konsequenz Folgerungen für die private
Lebensführung.

Diese Folgerungen gelten heute nach fast 20 Jahren in
besonderem Maße für das Thema „Mobilität“. Zunehmend
hat sich ein Spannungsverhältnis aufgebaut zwischen po-
sitiven und negativen Auswirkungen und Rückkoppelungs-
effekten des menschlichen Mobilitätsverhaltens: Zum ei-
nen gehört individuelle verkehrliche Mobilität auf Grund
ihrer positiven Effekte für den einzelnen wie für die ge-
samte Volkswirtschaft zum Kernbestand dessen, was in
der modernen Gesellschaft mit „Lebensqualität“ umschrie-
ben wird. Dabei knüpfen diese Effekte gerade am indivi-
dualmotorisierten Transportmittel Pkw und für den Güter-
transport am Lkw an. Das Auto ist nicht nur notwendiges
Gebrauchsmittel, sondern oft auch Statussymbol und Lust-
objekt zugleich. Und schließlich, was die wirtschaftliche
Seite anbelangt, wird gesagt, dass in Deutschland etwa
jeder dritte Arbeitsplatz unmittelbar oder mittelbar vom Auto
abhängt. Wirtschaftliche Entwicklung scheint nahezu un-
lösbar mit guter verkehrsmäßiger Erschließung verknüpft.

Auf der anderen Seite wird verkehrliche Mobilität wegen
ihrer negativen Auswirkungen für Mensch und Umwelt als
Beeinträchtigung der Lebensqualität moderner Gesell-
schaften empfunden. Welche Nachteile mit dem übermä-
ßigen Gebrauch des Kraftfahrzeugs verbunden sind, ist
allen bewusst. Man denke an die immer noch hohe Zahl
der Unfallopfer, an die Schadstoffemissionen von Benzin-
und Dieselmotoren mit ihren Gefahren für die Gesundheit
von Mensch und Tier, den Schaden für unsere Wälder aus
dem sauren Regen, den Verbrauch von Flächen für die
Verkehrswege, die Zerschneidung von Lebensräumen für
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Grußworte

Tiere und Pflanzen, die Aufzehrung der fossilen Rohstoffe
zu Lasten der kommenden Generationen.

Während heute auf wichtigen Gebieten, vor allem der in-
dustriellen Produktion und der Energiegewinnung, ein
Rückgang der Umweltbelastungen erreicht werden konn-
te, nehmen beim privaten Energieverbrauch im Komplex
„Wohnen“, und vor allem eben im Verkehrssektor die öko-
logischen Schadensfolgen weiter zu. Hier werden die er-
zielten Verbesserungen im Schadstoffausstoß des einzel-
nen Fahrzeugs überkompensiert durch die Zunahme der
Zahl der Kraftfahrzeuge und der Kilometerleistungen.

Angesichts dieser ambivalenten Auswirkungen ist es zu
begrüßen, dass Sie mit dem Verkehrswendekongress ei-
nen wichtigen Beitrag zur Behandlung des Verkehrsge-
schehens leisten. Mobilitäts- und Verkehrskonzepte müs-
sen als Querschnittsaufgabe behandelt werden, in der sich
wirtschaftliche Belange mit sozialen und ökologischen
Anliegen vereinen. Aus kirchlicher Sicht ist eine Steuerung
des Mobilitätsgeschehens zu fordern, die auch das Ver-
halten des einzelnen Menschen mit einbezieht. Die Men-
schen zu einem mobilitätsbewussten Verhalten aufzuru-
fen, welches die Folgen des eigenen Tuns mit einbezieht,
gehört zu den legitimen Aufgaben der Kirche.

Dr. Manfred Sauer,
Ministeriumfür Wirtschaft und Verkehr

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren,
Werden wir durch mehr Verkehr im Privat- und Geschäfts-
leben mobiler, flexibler und handlungsfähiger oder einge-
schränkter, gelähmter, passiver und getriebener? Mit Ra-
dio Eriwan vorweg geantwortet: Es kommt darauf an.

Tatsache ist , der europäische Kontinent rückt wie Deutsch-
land vor 200 Jahren politisch und wirtschaftlich zusammen.
Dies bedeutet Austausch von Menschen, Gütern, Dien-
sten und Informationen wie auch Verlagerungen von Wohn-
sitzen und Wirtschaftsstandorten. Beides trifft Deutschland
sowohl als europäisches Koordinatenkreuz, Durchgangs-
land und europäisches Gravitationszentrum. Beides er-
zeugt Verkehr.

Tatsache ist auch, wir Deutschen werden weniger und wir
werden älter. Die Menschen, die heute nicht geboren wer-
den, können sich in 20 Jahren auch nicht auf dem Arbeits-
markt befinden und unsere Sozialsysteme mittragen. Wir
ändern hierdurch unser Bedarfs- und Mobilitätsverhalten.
Lebensqualität und Nähe spielen dann eine wichtigere Rol-
le als heute. Viele ländliche Räume werden sich in Folge
dieser Entwicklungen entleeren. Überdimensionierte Infra-

strukturen werden zur „Erblast“ werden. Für Großstädte
und Ballungsräume wie Rhein-Main eröffnen sich hierbei
durchaus Chancen, die allerdings nicht zum Nulltarif zu
realisieren sind. Der urbane Arbeits- und Lebensraum kann
nur attraktiv bleiben und werden, wenn Lebensqualität und
Mobilität durch weniger Verkehr geschaffen werden kann.

Wir tagen hier in Mainz am Rhein, nahe der Mündung des
Mains. Wir befinden uns folglich hier sozusagen auf einer
alten Verkehrsader, in einer von Verkehr und Mobilität und
damit seit jeher von „Handel und Wandel“ geprägten alten
wie neuen Kulturlandschaft. Die Inanspruchnahme knap-
per Flächen durch Verkehrswege sowie die Herausforde-
rungen, Belastungen durch Lärm, Abgase und Erschütte-
rungen im Griff zu halten, ist hier auffallend hoch. Rhein
und Main sind ausgebaute Wasserstraßen, an ihren Ufern
führen die Schienenwege und Straßen entlang, die oftmals
wiederum von Überschwemmungen betroffen werden,
wenn der Fluss in sein altes Bett zurück und mäandern
will. Auch der Luftraum bleibt vor Verlärmung und nächtli-
cher Erhellung durch den großen internationalen Rhein-
Main-Flughafen nicht verschont.
Tatsache ist folglich, Verkehr ist eine umweltpolitische Her-
ausforderung auf breiter Front: Die beanspruchten Flächen
zerschneiden Lebens- und Naturräume, die Fahrzeuge be-
anspruchen Raum, ihre Nutzung führt zu Krach, Abgasen,
Lärm, Erschütterungen und nächtlichen Erhellungen. Der
steigende Energieverbrauch erschwert ferner die Einhal-
tung der Vorgaben des Kyoto-Protokolls. Die Umweltmini-
sterkonferenz der Länder und des Bundes hatte daher ei-
nen Arbeitskreis „Umwelt und Verkehr eingerichtet, der
letztendlich auf einen Beschluss der Ministerpräsidenten-
konferenz vom 26. bis 28. Oktober 1988 in Berlin zurück
geführt werden kann und Vorschläge zur Verringerung der
verkehrsbedingten Belastungen von Mensch und Natur un-
terbreiten sollte. Ich bin bereits seit 15 Jahren Mitglied die-
ses Arbeitskreises mit zur Zeit rheinland-pfälzischem Vor-
sitz.
Was ist notwendig?
Wir brauchen lebendige Städte, das Zusammendenken
und –planen einer urbanen Lebens-, Arbeits- und Einkaufs-
welt. Wir brauchen hierbei mehr Flexibilität durch organi-
sierte Mobilität. Wir brauchen weniger Lähmung und Be-
lastung durch individualisierten Verkehr. Wir brauchen
Steuern und Abgaben, die hier zur Kostenwahrheit und –
klarheit beitragen. Wir brauchen mehr Umwelt- und Le-
bensqualität, also mehr Mobilität bei weniger Verkehr. Es
ist wahrscheinlich, dass der Individualverkehr in den länd-
lichen Regionen seine bedeutende Rolle behalten und noch
ausbauen wird. Die gute Erreichbarkeit der Innenstädte
und Ballungsräume u. a. durch Individualverkehr wird al-
lerdings vom Ausmaß organisierter Mobilität abhängen.
Der Verkehrswendekongress steht folglich mit seinen The-
men voll im Leben. Meine Ministerin, Frau Margit Conrad,
die hierfür gerne die Schirmherrschaft übernommen hat,
wünscht Ihnen hierzu eine spannende Diskussion und ein
gutes Gelingen.
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Wo stehen wir heute?

Wir leben in einer Zeit von Umbrüchen - technisch
wie auch gesellschaftlich. Die Durchdringung der
Transport-Technologien mit Kommunikations-Techno-
logien erzeugt Innovationsschübe, die den Verkehr
und unser Verkehrsverhalten stark verändern.
Schrumpfende und alternde Bevölkerung in weiten
Teilen Europas führt zu neuen Fragen und Proble-
men, auch in Stadtplanung und Verkehrsplanung. Wir
haben gelernt und uns daran gewöhnt, mit Wachs-
tum und Zuwächsen umzugehen, und wir fangen
gerade erst an, uns mit Schrumpfungsprozessen
auseinander zu setzen. Gleichzeitig wächst die Welt-
bevölkerung - insbesondere in Asien, Afrika und La-
teinamerika - weiter, und Klimaveränderungen sowie
die Endlichkeit der fossilen Energievorräte drängen
auf Veränderungen - insbesondere auch im Verkehrs-
bereich.
Zukunft oder langfristige Entwicklungen können im
wissenschaftlichen Sinne nicht vorausgesagt werden;
es lassen sich lediglich verschiedene, aus heutiger
Sicht denkbare Zukünfte und Entwicklungen als Sze-
narien entwerfen. Politisch sinnvoll und wichtig sind
Szenarien unter dem Motto: „Was könnte 2030 sein,
wenn...?“

Räumliche Mobilität als Chance zur Teilhabe an ge-
sellschaftlichen Prozessen ist ein Grundbedürfnis. Wir
müssen uns aber davor hüten, Mobilität mit zurück-
gelegten Kilometern zu verwechseln, was häufig -
durchaus interessengeleitet - passiert. Nur wenn wir
Mobilität und Verkehr begrifflich trennen, werden wir
die dahinter liegenden Phänomene verstehen. „Mehr
Mobilität mit weniger Verkehr“ (Topp, 1994) muss das
Ziel sein.

Prof. Dr.
Hartmut H. Topp

Zukunftsszenar ien 2030
für Mobilität und Verkehr

Davon sind wir allerdings weit entfernt: Denn Motori-
sierung, billige Raumüberwindung, abnehmende
Dichte räumlicher Strukturen, geringere Fertigungs-
tiefen in der Produktion, Individualisierung von Le-
bensstilen ... führen zu mehr Verkehrsaufwand und
größerer Auto-Abhängigkeit. Je nachdem, in welchem
Maße dies passiert, kann es durchaus auch bei we-
niger Bevölkerung zu mehr Autoverkehr kommen -
zumindest in solchen Regionen, die vom Rückgang
der Bevölkerung weniger betroffen sind. Und diese
Entwicklungen sind in ihrer Tendenz als Megatrend
planerisch kaum zu beeinflussen. Trotzdem gibt es
weltweit Best Practices geringerer Autoabhängigkeit,
wie Amsterdam, Barcelona, Curitiba, München, Karls-
ruhe, Kopenhagen, Portland (Oregon), Singapur,
Straßburg oder Zürich (Cervero, 1998; Kenworthy/
Laube, 1999).
Auch innerhalb Deutschlands - unter gleichen ver-
kehrspolitischen Rahmenbedingungen - gibt es sehr
unterschiedliche Ausprägungen des Stadtverkehrs.
Als Beispiel nehme ich die Entwicklung der Verkehrs-
mittelanteile in München und im Ruhrgebiet: Wäh-
rend der Autoanteil an allen Wegen der Einwohner
im Ruhrgebiet stark anstieg, konnte er in München
durch massive Förderung von Öffentlichem Perso-
nennahverkehr (ÖPNV) und Fahrrad erheblich ge-
senkt werden. Kommunalpolitik in den Bereichen
Stadtentwicklung und Verkehr kann also auch unter
heutigen Rahmenbedingungen viel bewirken; aber
nachhaltige Mobilität ist ohne Änderung der überge-
ordneten verkehrspolitischen Rahmenbedingungen
nicht zu erreichen. Eine Schlüsselgröße ist dabei
mehr Kostenwahrheit im Verkehr - einschließlich der
heute nicht gedeckten ‚externen‘ Kosten aus Umwelt-
schäden, Gesundheitsschäden und volkswirtschaft-
lichen Verlusten durch Stau.

Prof. Dr.-Ing. Topp schickte das Publikum gleich zu
Beginn  des Verkehrswendekong resses 2004 auf
eine Reise in die Zukunft.  Welche Auswirkungen
kann unsere Mobilität im Jahr 2030 haben, was kann
unsere Art s ich zu bewegen dann beeinflusst ha-
ben? In einer Rückschau stellte er zwei konträre Sze-
narien einer denkbaren Zukunft gegeneinander: ein
optimistisches und ein pessimistisches Szenario.
Das OPTIMIST-Szenario beschreibt die Auswirkun-
gen und den Kontext einer nachhaltigen Mobilität
mit möglichst wenig (Auto-)Verkehr im Jahr 2030,
das PESSIMIST-Szenario dagegen die Auswirkun-
gen und   Entwicklung zu einer Mobilität mit v iel
(Auto-)Verkehr. Was haben wir zu erwarten mit ei-
ner Verkehrswende hin zu einer nachhaltigen Mobi-

l ität und was haben wir zu erwarten, wenn wir so
weitermachen wie bisher, dies verdeutlichte die Be-
standsaufnahme für das Jahr 2030. So oder so, die
Auswirkungen auf unsere Art zu Leben, auf unsere
Wirtschaft und unsere Umwelt s ind enorm.
Prof. Dr.-Ing. Topp lehrt seit 1981 an der Technischen
Universität Kaiserslautern im Fachgebiet Verkehrswe-
sen. Er hat ein eigenes Planungsbüro in Darmstadt und
in Düsseldorf, ist Mitglied  u. a. der Deutschen Akade-
mie für Städtebau und Landesplanung, sowie der Aka-
demie für Raumforschung und Landesplanung und blickt
auf Forschungsaufenthalte in USA, Singapur und Au-
stralien zurück. Er ist Träger des Deutschen Städtebau-
preises 1998, Moderator von Planungsprozessen und
Preisrichter vieler Städtebaulicher Wettbewerbe.
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Zwei Szenarien für 2030

Langfristige Szenarien für Mobilität und Verkehr kön-
nen weder auf Stadt und Umland noch auf Verkehr
beschränkt werden. Denn Fernverkehr, der Quelle
und Ziel in Städten und deren Umland hat, prägt den
Verkehr der Ballungsräume ebenso wie Siedlungs-
strukturen, Wirtschaftsweisen und Lebensstile. Hin-
zu kommt die Frage, wie virtuelle Mobilität die physi-
sche Mobilität verändern wird. Mobilität und Verkehr
sind untrennbar mit fast allen Lebensbereichen ver-
knüpft; Szenarien für Mobilität in Ballungsräumen
müssen deshalb relativ komplex angelegt werden.

Mit zwei Szenarien - Pessimist-Szenario und Opti-
mist-Szenario - möchte ich aufzeigen, innerhalb wel-
cher Bandbreite Mobilität und Verkehr sich entwik-
keln können; die Wertung orientiert sich am Grad der
Nachhaltigkeit. Als Stilform wähle ich die Retrospek-
tive, weil sie anregender ist als prospektive Szenari-
en, und weil damit auch der visionäre Aspekt solch
langfristiger Szenarien unterstrichen wird. Meine Sze-
narien erheben nicht den Anspruch einer vollständi-
gen Beschreibung möglicher Entwicklungen; vielmehr
geht es mir um die bausteinartige Darstellung wichti-
ger Einflussgrößen von Mobilität und Verkehr in Stadt
und Region.

Weniger und ältere

Bevölkerung

Während weltweit die Bevölkerung weiter wächst, hat
sie in Teilen von Europa in den letzten Jahrzehnten
bei zunehmender Alterung abgenommen.
In Deutschland setzte die Schrumpfung der Bevölke-
rung zunächst in Ostdeutschland kurz nach der Wie-
dervereinigung ein: 1989 lebten in Ostdeutschland
16,6 Millionen Menschen, 2003 waren es noch 15
Millionen, ein Verlust von 10 % in 14 Jahren. Das lag
an einer Überlagerung der extrem niedrigen Gebur-
tenhäufigkeit (0,8 Kinder pro Frau) mit der starken
Binnenwanderung in die westlichen Bundesländer in
der Umbruch- und Übergangssituation der 1990er
Jahre. In Deutschland insgesamt stagnierte die Be-
völkerung bis etwa 2015; dann ging sie - regional sehr
unterschiedlich - zurück. Die sich seit den 1980er
Jahren abzeichnende Alterung der Bevölkerung be-
schleunigte sich nach 2010 dramatisch, als die ge-
burtenstarken Jahrgänge aus den 1960er Jahren in
die höheren Altersgruppen hineinwuchsen.

Bevölkerungsentwicklung setzt sich aus der natürli-
chen Entwicklung mit den Komponenten Geburten-
häufigkeit und Lebenserwartung sowie aus Wande-
rungen zusammen. Die natürliche Entwicklung ist
relativ überschaubar, weil es sich dabei um die Fort-
schreibung bereits laufender und zum Teil bereits
determinierter Entwicklungen handelt: So sind die
potenziellen Mütter bereits geboren und sie gehör-
ten in den ersten zwei Jahrzehnten dieses Jahrhun-
derts zu den geburtenschwachen Jahrgängen der
zweiten Hälfte der 1970er und der 1980er Jahre. Die
Geburtenhäufigkeit hatte sich in Deutschland ab 2010
auf einem Niveau von 1,4 Kindern pro Frau stabili-
siert (Statistisches Bundesamt, 2003), während 2,1
erforderlich wären, um die natürliche Bevölkerungs-
entwicklung langfristig konstant zu halten. Auch fa-
milienfördernde Maßnahmen zur besseren Vereinbar-
keit von Beruf und Familie seit der letzten Jahrhun-
dertwende konnten dies nicht ändern. Der Altenquo-
tient das heißt wie viele Rentner kommen auf 100
Menschen im Erwerbsalter von 20 bis 59 Jahren hat
sich 2001 bis 2030 von 44 auf 71 (mittlere Variante
einschließlich Zuwanderung; Statistisches Bundes-
amt, 2003) verändert.

Im Pessimist-Szenario* ) hatte Deutschland bei der
Zuwanderung im internationalen Wettbewerb um
qualifizierte Arbeitskräfte häufig das Nachsehen. Der
mittlere Wanderungssaldo lag bei etwa 100.000 Zu-
wanderern jährlich. 2030 leben in Deutschland 77

Prof. Dr. Hartmut H. ToppZukunftsszenarien 2030 für Mobilität und Verkehr
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Millionen Menschen (Variante 4; Statistisches Bun-
desamt, 2003), das sind 7 % weniger als 2001; der
Altenquotient bezogen auf 60 Jahre ist von 44 im Jahr
2001 auf jetzt 76 gestiegen. Im Optimist-Szenario *)

wurde eine langjährige mittlere Netto-Zuwanderung
von 200.000 Personen erreicht. Die Einwohnerzahl
liegt bei 81 Millionen (Variante 5; Stat. Bundesamt,
2003) nur leicht unter der von 2001; der Altenquoti-
ent ist auf 71 gestiegen. In beiden Szenarien steht
2030 der wirklich drastische Einbruch der Bevölke-
rungszahlen zwischen 2030 und 2050 noch bevor:
Nach der 10. Koordinierten Bevölkerungsberechnung
des Statistischen Bundesamtes (2003) liegt die Be-
völkerung in Deutschland 2050 zwischen 67 (minus
19 %, Variante 1) und 76 Millionen (minus 8 %, Vari-
ante 8) - es sei denn es gelingt, wesentlich höhere
Zuwanderung zu erreichen, was aber dann mit Inte-
grationsproblemen einhergehen könnte.
*) Im Sinne des Generationenvertrages sind die Zuord-

nungen zu Optimist und Pessimist so richtig; ökologisch
bedeutet die Abnahme der Bevölkerung allerdings auch
eine Entlastung.

Demografischer Wandel und Mobilität

Was bedeutet nun der beschriebene demografische
Wandel für Mobilität und Verkehr in Deutschland? In
erster Näherung kann man eine Abnahme der Ver-
kehrsleistung erwarten in etwa proportional zur Be-
völkerungsabnahme zuzüglich eines ‚Altersfaktors’,
der die unterschiedliche Mobilität der Altersgruppen
berücksichtigt. Die Mobilitätsmuster ändern sich im
Lebenszyklus erheblich mit einer Abnahme von Ver-

Bild 1: Entwicklung der Mobilität in Deutschland in historischer Dimension
(pro Einwohner und Tag zurückgelegte Wegstrecke - Diekmann, 2003)

Prof. Dr. Hartmut H. Topp Zukunftsszenarien 2030 für Mobilität und Verkehr

kehrsteilnahme und Tagesdistanz im Alter insbeson-
dere beim Ausscheiden aus dem Erwerbsleben. Aus
den KONTIV  -Erhebungen (zuletzt 2002, DIW/Infas,
2003) liegen Mobilitätsdaten nach Altersgruppen dif-
ferenziert vor.
(KONTIV steht für kontinuierliche Erhebung zum Verkehrs-

verhalten des Bundesministeriums für Verkehr, Bau-
und Wohnungswesen.)

Würde man den Altersaufbau der Bevölkerung für
2030 gemäß Statistischem Bundesamt (2003) mit
diesen nach Alter differenzierten Mobilitätsdaten der
KONTIV koppeln, so ließe sich unter der Arbeitshy-
pothese konstanter Mobilität über die Zeit der Ein-
fluss des demografischen Wandels auf die Mobilität
isolieren: Verkehrsleistung 2030 etwa minus 15 % bis
25 % gegenüber 2003.

Eine weitergehende Betrachtung muss selbstver-
ständlich neben der Bevölkerungsentwicklung auch
die Mobilitätsentwicklung selbst berücksichtigen: So
werden die alten Menschen - und andere auch - 2030
mobiler sein als 2003. Aber das wäre wohl auch der
Fall ohne demografischen Wandel, weshalb es schon
Sinn macht, die einzelnen Einflüsse zu isolieren - um
sie dann natürlich wieder im Zusammenhang zu be-
trachten. Wird die Mobilität - zum Beispiel ausgedrückt
in Verkehrsleistung als Tagesdistanz (pro Einwohner
und Tag zurückgelegte Wegstrecke in km) - weiter
wachsen oder ist eine Sättigung zu erwarten? Diek-
mann (2003) zeigt den historischen Verlauf der Ta-
gesdistanz (Bild 1) und stellt die Vermutung zur Dis-
kussion, dass es sich um eine klassische Sättigungs-
kurve handelt, und dass wir uns jetzt mit knapp 40 km/

Tag im Mittel aller Einwoh-
ner im Bereich der Sätti-
gung befinden. Ähnliches
leiten Zumkeller et al (2002)
aus ihren Längsschnittun-
tersuchungen (Deutsches
Mobilitätspanel - MOP) und
aus Dauerzählstellen an
Straßen ab: Seit Mitte der
1990er Jahre stagniert da-
nach die Verkehrsleistung
pro Kopf der Bevölkerung
bei ca. 39 km pro Person
und Tag - ein Wert, den
auch die KONTIV für 2002
(DIW/Infas, 2003) ermittelt.
Ob es sich dabei tatsächlich
um eine Sätt igung handelt,
oder beispielsweise der
Wirtschaftsentwicklung mit
hoher Arbeitslosigkeit ge-
schuldet ist, muss offen blei-

Abb: Vortragsmanuskript
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ben. Und natürlich gibt es auch die Gegenposition
mit dem Hinweis auf frühere ‚Episoden’ oder auf die
Entwicklung der Verkehrsleistung in USA.

Bei abnehmender Bevölkerung und abnehmender
Siedlungsdichte werden langfristig Versorgung und
Öffentlicher Personennahverkehr ausgedünnt. Da-
durch können Wege länger werden und häufiger mit
dem Auto zurückgelegt werden. Im Optimist-Szena-
rio hat sich 2030 die Verkehrssituation entspannt: Das
ging einher mit höheren Kosten für Mobilität, mit In-
nenentwicklung vor Außenentwicklung und mit der
‚Verschmelzung’ von physischer und virtueller Mobi-
lität. Im Pessimist-Szenario dagegen war die um die
Jahrhundertwende beobachtete Stagnation der Ver-
kehrsnachfrage nur eine ‚Delle’ im weiteren Verkehrs-
wachstum.

Größere räumliche Disparitäten

Der demografische Wandel beeinflusst Mobilität und
Verkehr in mehrfacher - auch gegenläufiger - Weise.
Für verkehrsplanerische Schlussfolgerungen viel in-
teressanter als die auf ganz Deutschland aggregier-
ten Betrachtungen sind räumliche Differenzierungen
der Bevölkerungsentwicklung. Gleichwertige Lebens-
bedingungen in allen Teilräumen war erklärtes Ziel
der Raumordnung und wurde in Zeiten von Bevölke-
rungs- und Wirtschaftswachstum auch einigermaßen
erreicht. Seit Anfang dieses Jahrhunderts jedoch hat
die interregionale und interkommunale Konkurrenz
um geringeres Wachstum zugenommen: Die räumli-
chen Disparitäten wurden größer.

Im Pessimist-Szenario haben sich 2030 Süd-Nord-
und West-Ost-Gefälle in Deutschland erheblich ver-
schärft. Ballungsräume wie Köln/Bonn, Rhein-Main,
Stuttgart oder München, aber auch kleinere Agglo-
merationen wie Freiburg im Breisgau oder Karlsruhe
boomen, während die meisten Städte und Regionen
in Deutschland schrumpfen. Die Verkehrsprobleme
in den wenigen wachsenden Regionen sind ganz
ähnlich wie die um die Jahrhundertwende: Der öf-
fentliche Personennahverkehr (ÖPNV) wurde weiter
ausgebaut und hat seine Verkehrsanteile halten kön-
nen. In den schrumpfenden Städten dagegen wurde
das ÖPNV-Angebot mangels Nachfrage ausgedünnt,
was die Abwärtsspirale aus Abwanderung und sin-
kender Attraktivität von Städten und Regionen noch
verstärkt hat.

Der Optimist: Städte, die eine nachhaltige Stadtent-
wicklung verfolgten und auf Qualität ihrer öffentlichen
Räume achteten, konnten ihre Bevölkerung halten
und einkommensstarke Gruppen anziehen. Regional-
förderung und Osterweiterung der Europäischen
Union haben zu einer wirtschaftlichen Stabilisierung
der ostdeutschen Länder geführt und die Abwande-

rung gebremst; die Zuwanderung verteilt sich 2030
etwas gleichmäßiger auf Nord-Süd und Ost-West.

Innen- vor Außenentwicklung

Innenentwicklung nutzt vorhandene Infrastruktur:
Straßen und Linien des öffentlichen Personennah-
verkehrs (ÖPNV). Die vorhandenen Kapazitäten rei-
chen aus, wenn Innenentwicklung im Falle von Flä-
chenrecycling frühere verkehrsintensive Nutzungen
ersetzt oder im Falle von Baulückenschließung oder
Nachverdichtung kleinteilig ausfällt. Im ÖPNV kann
Innenentwicklung sogar zur Stabilisierung der Nach-
frage und eines hochwertigen Angebots geradezu
unverzichtbar werden – und das insbesondere in
schrumpfenden Städten. Innenentwicklung spart also
sowohl Investitionskosten als auch Betriebskosten,
was man am ÖPNV besonders gut zeigen kann. In-
nenentwicklung profitiert nicht nur von bereits vorhan-
dener Verkehrsinfrastruktur sondern ebenso von den
bereits vorhandenen Nutzungen - letztlich von der
bereits vorhandenen Stadt. So sind die Ziele, die zu
Fuß oder mit dem Fahrrad innerhalb der jeweiligen
Distanzgrenzen von 1,5 km bzw. 6 bis 8 km erreicht
werden können, um ein Vielfaches zahlreicher und
interessanter als bei Außenentwicklung.

Bei Innenentwicklung kann ein Haushalt gut mit ei-
nem Auto auskommen und - wer will - auch ohne Auto:
CarSharing mit ÖPNV ist hier eine realistische Opti-
on. Die Autoabhängigkeit außen dagegen bindet
Haushaltsbudget, was höhere Baupreise innen über
einen längeren Zeitraum durchaus kompensieren
kann. Tatsächlich ist die Motorisierung in den Kern-
bereichen der Großstädte deutlich niedriger als in den
‚Speckgürteln’ und im ländlichen Raum. Die Unter-
schiede können leicht den Faktor 1,5 erreichen, wo-
bei - neben der Erreichbarkeit - ein Teil des Unter-
schiedes auch in der Sozialstruktur begründet ist; aber
das ist ja letztlich nichts anderes als Erreichbarkeit
unter sozialen Aspekten. Was bleibt ist, dass Außen-
entwicklung autoabhängig macht, und dass Innen-
entwicklung Spielräume für Mobilitätsentscheidungen
öffnet. Das schlägt sich im Haushaltsbudget wesent-
lich stärker nieder als in aller Regel von den Akteu-
ren wahrgenommen. Das heißt, bei Außenentwick-
lung geht nicht nur Flexibilität von Mobilität verloren,
sondern auch ökonomische Spielräume werden ein-
geengt. Letzteres wird in Zukunft noch gravierender:
Denn deutlich höhere Kosten für Verkehr sind mittel-
und langfristig realistisch und gleichzeitig werden die
frei verfügbaren Anteile - selbst steigender Haushalts-
einkommen - aufgrund privater Vorsorge für Krank-
heit und Alter kleiner. Das heißt, robuste, - zumindest
im verkehrsplanerischen Sinne - krisenfeste städti-
sche Strukturen mit weniger Autoabhängigkeit wer-
den attraktiver und autoabhängiges Wohnen in Sub-
urbia uninteressanter.
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Im Pessimist-Szenario wurde der ‚einfachere’ Weg
der Außenentwicklung weiterverfolgt; in Konkurrenz
um abnehmende Bevölkerung und Zuwanderung
haben viele Gemeinden weitere Baugebiete ausge-
wiesen: Auto und Telekommunikation förderten die
weitere Expansion und Dispersion der Siedlungsflä-
chen bis hin zur vollständigen Auto-Abhängigkeit. In
den Innenstädten setzte eine Spirale von Verödung,
Kriminalität und Abwanderung ein - wie wir das von
vielen amerikanischen Städten kennen. Die ‚europäi-
sche Stadt‘ wurde durch die ‚Zwischenstadt’ abge-
löst; der Flächenverbrauch für Siedlung und Verkehr
von täglich ca. 100 ha bundesweit ging weiter - trotz
abnehmender Bevölkerung.

Optimismus und Renaissance der inneren Stadt knüp-
fen an Innenentwicklungen erfolgreicher Konversions-
projekte an. Die Innenstädte überwanden ihre Krise
mit weniger dominantem Einzelhandel und niedrige-
ren Mieten: Man wohnt wieder in der Innenstadt. Wie
beliebt Innenstadt mit gemischtem Wohnen im Block,
Grün vor der Haustür, mit Kultur und Kneipen, Sport
und Spiel ... immer noch ist, hat eine Perspektiven-
werkstatt 1999 mit über 1.000 Bürgern und Bürgerin-
nen in Essen (Stadt Essen, 1999) gezeigt. Die ‚euro-
päische Stadt‘  mit Dichte und Nutzungsmischung
behauptete sich parallel zur Zwischenstadt, die längst
eine selbstverständliche Form von Stadt ist mit neu-
en Ansätzen von Verdichtung und Zentrenbildung im
Einzugsbereich des schienengebundenen ÖPNV.

Virtuelle Mobilität

Virtuelle Mobilität war am Anfang des 21. Jahrhun-
derts, die große Hoffnung: Werden Information und
Kommunikation physischen Verkehr verringern? Aus
der ‚unendlichen Geschichte‘  von Information und
Verkehr (Cerwenka, 1989) und ihrer gegenseitigen
Aufschaukelung musste man dies verneinen. Auch
das Telefon hat den Verkehr nicht bremsen können:
‚Am Telefon werden schließlich mehr Termine verab-
redet als abgesagt.‘

Im Pessimist-Szenario ist physische Mobilität im Jahre
2030 zwar deutlich teurer als am Anfang dieses Jahr-
hunderts, aber ohne ‚externe‘ Kosten und bei gebrem-
ster Ökosteuer immer noch ‚subventioniert‘. So geht
die ‚unendliche Geschichte‘  von Information und Ver-
kehr weiter. Virtuelle Mobilität ersetzt jetzt zwar teil-
weise physischen Verkehr durch Telearbeit, Teleban-
king, E-Commerce, Fernstudien und Telekonferen-
zen. Aber gleichzeitig wuchs der Aktionsraum und die
Kontakthäufigkeit von Firmen und Personen, sodass
schließlich neuer Verkehr über weitere Distanzen
entstand. E-Commerce führte zu einer starken Zu-
nahme des Lieferverkehrs: Trotz ausgefeilter Logi-
stik ließ sich die Vielzahl sofortiger Kleinstlieferun-
gen nur wenig bündeln.

Der Optimist geht davon aus, dass der Aufschaukel-
Prozess von Information und Verkehr unterbrochen
wird, wenn Verkehr immer teurer und Kommunikati-
on immer billiger und besser wird. Für viele Aktivitä-
ten ist 2030 leicht zugängliche, billige und hochwerti-
ge Kommunikation ein Ersatz für zeitaufwändigen und
deutlich teurer gewordenen Verkehr. Die ‚virtuelle‘
Globalisierung beschleunigte sich weiter; die ‚reale‘
Globalisierung jedoch – repräsentiert durch weltwei-
te Personen- und Güterströme – wurde gebremst.
Durch virtuelle Mobilität gelang schließlich die bereits
in den 1990er Jahren diskutierte Entkopplung von
Wirtschaftswachstum und Verkehrsentwicklung.

Physische Mobilität wird teurer

Billig-Fliegen und Sonderangebote der Eisenbahn
haben eine Zeit lang verdrängt, dass Mobilität teurer
wurde. Das lag an weltweit steigender Nachfrage
nach fossiler Energie, immer höheren Förderkosten
und seit etwa 2015 knapper werdenden Vorräten. Die
teure Umstellung des Verkehrssektors von Kohlen-
stoff auf Wasserstoff begann erst im zweiten Jahr-
zehnt dieses Jahrhunderts Breitenwirkung zu entfal-
ten. Gleichzeitig waren die öffentlichen Haushalte
Anfang dieses Jahrhunderts nicht mehr in der Lage,
das ‚kostenlos‘ nutzbare Straßennetz der Verkehrs-
nachfrage anzupassen und zu erhalten. Es hatte sich
eine Situation eingestellt, die mit folgenden Kernaus-
sagen beschrieben werden kann: Verkehr war immer
noch billig; Staus breiteten sich räumlich und zeitlich
immer weiter aus; damit wurde der Wirtschaftsver-
kehr unkalkulierbar; schlechter Straßenzustand und
schleppende Baustellen verschärften die Situation.
Der Ausweg war die Nutzerfinanzierung anstelle der
Steuerfinanzierung: Die Autobahn-Maut für schwere
Lkw machte 2005 den Anfang.

Die in Deutschland schon einmal in den 1980er Jah-
ren geführte Diskussion um City-Maut wurde durch
die Einführung 2003 in London neu belebt. Obwohl
es mit Bergen, Oslo, Singapur und Trondheim über
zehn Jahre ältere Beispiele für City-Maut gibt, hat
London in Medien, Politik und Fachwelt besondere
Aufmerksamkeit ausgelöst. Die Londoner City-Maut
- Central London Congestion Charging Scheme -
wurde im Februar 2003 nach etwa 30-jähriger Dis-
kussion von Bürgermeister Ken Livingstone einge-
führt. Die Maut-Zone umfasst mit 21 qkm die gesam-
te innere Stadt beidseits der Themse von Tower bis
Hyde-Park mit 174 Ein- und Ausfahrtpunkten (Bild 2
- zum Vergleich München innerhalb des Mittleren
Rings: 44 qkm; Berlin innerhalb des S-Bahn-Rings:
98 qkm; Frankfurt am Main innerhalb des Alleenrings:
19 qkm). Ca. 40.000 Fahrzeuge pro Stunde - was
etwa 25 Autobahnspuren entspricht - fahren während
der Morgenspitze in die Maut-Zone ein. Die Maut-
Zone ist aktiv montags bis freitags von 7:00 bis 18:30
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Bild 2: Die Maut-Zone in London - 21 km2 (Transport for London, 2003)
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Uhr. Die Maut von 5 £/Tag (ca. 7 €), die für die Regi-
strierung des Nummernschildes verlangt wird, erlaubt
beliebig häufiges Ein- und Ausfahren.

Nach drei Monaten liegt ein erster Erfahrungsbericht
(Transport for London, 2003) vor: Das System funk-
tioniert; der Verkehr in der Maut-Zone ist um ca. 17 %
(erwartet: 10 .. 15 %) - bei Pkw sogar um ca. 38 % -
zurückgegangen; die Mehrzahl der Ex-Autofahrer
fährt jetzt ÖPNV, der das abwickeln kann; die mittle-
re Geschwindigkeit ist von 13 km/h auf 17 km/h an-
gestiegen; Stau wurde um etwa 0,8 Minuten/km, ent-
sprechend 32 % (erwartet: 20 .. 30 %), reduziert; die
Fahrzeiten der Busse sind kürzer und verlässlicher;
das System wird intensiv überwacht mit 250.000 Tik-
kets in den ersten drei Monaten. Das weltweit größte
City-Mautsystem ist offensichtlich ein Erfolg: Das von
vielen vorausgesagte Verkehrschaos und überfüllte
U-Bahnzüge sind nicht eingetreten; die jahrzehnte-
lange Opposition gegen Road Pricing in London war
innerhalb weniger Wochen verstummt. Die Kritik rich-
tet sich jetzt gegen Zahlungen der Stadt an die priva-
te Betreiberfirma für Einnahmeausfälle aufgrund der
höher als erwartet ausgefallenen Verkehrsreduzie-
rung sowie gegen Probleme bei Überwachung und
Ahndung.  Inzwischen - Februar 2004 - haben sich
die verkehrlichen Auswirkungen stabilisiert, und es
liegen auch erste Ergebnisse zu wirtschaftlichen und
Umwelteffekten vor: Die Auswirkungen auf den Ein-
zelhandel sind gering; 60 % der Einzelhändler unter-
stützen die City-Maut unter der Bedingung, dass der
ÖPNV weiter gestärkt wird, 20 % sind dagegen und
20 % haben keine Meinung. Die verkehrlichen Ver-
besserungen werden von der Geschäftswelt und von
der Bevölkerung wahrgenommen. Die Aufenthalts-

qualität (‚pleasantness of location’) wird bei Befragun-
gen durchweg besser als vorher eingeschätzt. (Trans-
port for London, 2004)

Im Optimist-Szenario gibt es die Pkw-Maut auf deut-
schen Autobahnen und Bundesfernstraßen seit 2012
und die City-Maut nach Londoner Vorbild in mehre-
ren großen europäischen Städten, wie Stockholm,
Kopenhagen, Edinburgh, Berlin, München und Frank-
furt am Main und auch in Seattle, USA. Obwohl das
Straßenetz 2030 gegenüber 2003 - von Lücken-
schlüssen, drittem Richtungs-Fahrstreifen bei Auto-
bahnen und Ortsumfahrungen abgesehen - kaum
noch gewachsen ist, sind die früher notorischen Staus
jetzt die Ausnahme: Über räumlich und zeitlich an der
Nachfrage orientierte Maut konnten Spitzen entzerrt
und Angebot und Nachfrage ausgeglichen werden:
Das vernetzte intermodale Verkehrssystem wurde
mehr und mehr als Einheit gesehen, was dazu führ-
te, dass im Sinne von ‚Verkehr finanziert Verkehr‘
Straßenmaut auch in Eisenbahn und ÖPNV investiert
wurde.

Im Pessimist-Szenario wurde die Pkw-Maut auf Au-
tobahnen aus politischer Rücksichtsnahme erst 2020
eingeführt; über City-Maut wird 2030 immer noch dis-
kutiert. Das Straßennetz ist inzwischen marode; Staus
sind immer noch die Regel. Unter Bedingungen ei-
nes unvollständigen Marktes im Verkehr, von denen
das Auto besonders profitierte, indem hohe ‚externe‘
Kosten nicht angerechnet wurden, erwirtschaftete der
ÖPNV betriebswirtschaftliche Defizite. Diese auszu-
gleichen, was volkswirtschaftlich durchaus angezeigt
war, wurde bei leeren öffentlichen Kassen immer
schwieriger.

Neue Mobilitätsdienst-
leistungen

Beim intermodalen Verkehrs-
system sind sich Optimist und
Pessimist einig. 2030 sind die
Systemgrenzen zwischen
Auto, Fahrrad, Bus, Bahn und
Flugzeug aufgehoben: Auto
und Fahrrad sind über Car-
Sharing und BikeSharing öf-
fentlicher geworden; die öf-
fentlich-kollektiven Verkehrs-
mittel Bus, Bahn und Flugzeug
sind Bestandteile sehr indivi-
dueller Mobilitätsketten, die
über individuelle Information
aufgebaut werden. Intermoda-
le Mobilitätsdienstleiter haben
ausgezeichnete Konjunktur.
Elektronische Mobilitätskarten
gelten im Jahr 2030 für Stra-
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ßengebühren, Bus und Bahn, Telefon und Internet
und selbst Flugtarife können so abgerechnet werden.
Die Mobilitätsrechnung kommt monatlich auf der Ba-
sis des ‚Best Price‘ , der alle Vergünstigungen und
Aufschläge während Spitzenzeiten berücksichtigt.

2003 gab es in Deutschland etwa 45 Millionen Pkw,
die zu fast 90 % in Privatbesitz waren und der Rest
in Firmenbesitz; etwa 2.500 Pkw wurden als CarSha-
ring-Fahrzeuge eingesetzt. CarSharing begann Ende
des letzten Jahrhunderts als Nischenprodukt; dann
setzte eine starke Professionalisierung ein; ein bun-
desweites Verbundnetz mit standardisierten CarSha-
ring-Leistungen, flächendeckendem Angebot und
Kooperationen mit dem ÖPNV konnte sich etablie-
ren.

Pessimistisch blieb CarSharing eine Nische im Mo-
bilitätsmarkt. Die wachsende Auto-Abhängigkeit in
dispersen, suburbanen Siedlungsstrukturen hatte ein
Anwachsen des Fahrzeugbestands zur Folge. 2030
gibt es in Deutschland 55 Millionen Pkw – ganz über-
wiegend in Privatbesitz und zu etwa 10 % in Firmen-
besitz; der Motorisierungsgrad beträgt bei abnehmen-
der Bevölkerungszahl 715 Pkw/1.000 Einwohner. Im
Optimist-Szenario wurde CarSharing zum selbstver-
ständlichen Verbündeten des ÖPNV und konnte sich
als ‚öffentliches‘ Auto neben zu Fuß, Fahrrad und
ÖPNV als ‚vierte Säule im Umweltverbund‘ etablie-
ren. 2030 gibt es in Deutschland 36 Millionen Pkw in
Privatbesitz und 5 Millionen in Firmenbesitz, etwa eine
halbe Million CarSharing-Autos und weitere 2,5 Mil-
lionen CashCars in Leasing-Modellen. Statt der 45
Millionen Pkw vor 26 Jahren sind 2030 also ‚nur‘ noch
44 Millionen in Umlauf.

Weniger ÖPNV, besserer ÖPNV

Der Öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) stand
zu Beginn dieses Jahrhunderts am Scheideweg: Es
ging um Liberalisierung, Wettbewerb und Wegfall der
Querfinanzierung aus Energie und Wasser bei lee-
ren Kassen der öffentlichen Hand. Die öffentlichen
Verkehrsunternehmen hatten sich damals der neuen
Situation nur zögerlich nach Rückzugsgefechten ge-
stellt.

Die pessimistische Sicht: Die kommunale Finanzsi-
tuation spitzte sich zu; selbst gut geförderte ÖPNV-
Programme scheiterten an der Gegenfinanzierung.
Vielerorts waren die alten monopolistischen Verkehrs-
unternehmen nicht in der Lage, sich zu wettbewerbs-
orientierten, effizienten und innovativen Unternehmen
zu wandeln; sie verschwanden vom Markt. In den
Städten ist der ÖPNV auf dem Stand von Anfang die-
ses Jahrhunderts stehen geblieben; vielerorts wur-
den bei rückläufigen Fahrgastzahlen die Fahrpläne

ausgedünnt; in der Zwischenstadt gibt es 2030 ÖPNV
noch in Form von Zubringerbussen zu den Haltepunk-
ten des Schienenpersonennahverkehrs; im ausufern-
den Suburbia gibt es – außer einigen Schulbussen –
keinen ÖPNV mehr: Die Wenigen ohne Auto werden
von anderen mitgenommen; die Kinder werden chauf-
fiert.
Der Optimist: Städte, die eine nachhaltige Stadtent-
wicklung verfolgten und auf Qualität ihrer öffentlichen
Räume achteten, konnten ihre Bevölkerung halten
und einkommensstarke Gruppen anziehen. Das neue
politische Gewicht der Städte führte schließlich zu
einer Steuerumverteilung zu ihren Gunsten und zu
ÖPNV-Transferzahlungen aus Ökosteuer und Pkw-
Maut. Die konsolidierten kommunalen Haushalte im
Verbund mit ‚mehr Markt im Verkehr‘ und Wettbewerb
im ÖPNV waren die Voraussetzung für eine neue
ÖPNV-Offensive: Das Karlsruher Modell wurde Vor-
bild für die Verknüpfung von Stadt und Region.

Fazit 2004

Mobilität und Verkehr sind eng verknüpft mit Raum
und Zeit, Kommunikation, Umwelt, Energie, Wirt-
schaft, Lebensstilen ..., die jeweils wieder unterein-
ander vernetzt sind. Insofern sind beide Szenarien
bausteinartige Ausschnitte und starke Vereinfachun-
gen möglicher realer Entwicklungen. Aus der kom-
plexen Vernetzung folgt, dass es keine einfachen
Rezepte oder große Würfe gibt, wie ein Szenario
nachhaltiger Mobilität erreicht werden könnte. Auch
abnehmende Bevölkerung wird das Verkehrsproblem
nicht lösen, wenngleich es sich regional entspannen
mag; gleichzeitig ergeben sich aber neue, anders
gelagerte Probleme beispielsweise bei der ÖPNV-
Bedienung.

Als wichtige Voraussetzung für das Optimist-Szena-
rio lässt sich die ‚Kostenwahrheit im Verkehr‘ formu-
lieren - verbunden mit einem Ausgleich von Angebot
und Nachfrage über ‚mehr Markt im Verkehr‘. Deut-
lich höhere Kosten für Verkehr dürften mittel- und
langfristig realistisch sein. Die meisten Bausteine
meiner Szenarien haben mehr oder weniger enge
Bezüge zu den Kosten und zu dem jeweiligen markt-
wirtschaftlichen Rahmen. Aber gerade hier wird deut-
lich, wie groß die Diskrepanzen zwischen der For-
mulierung von Konzepten und ihrer politischen Um-
setzung sind – ich erinnere nur an die heftigen Reak-
tionen auf relativ leichte Steigerungen der Benzin-
preise in mehreren europäischen Ländern im Jahre
2000.

Das Optimist-Szenario beinhaltet hohe Anforderun-
gen an Politik und internationale Zusammenarbeit und
an Planung und Technik. Die CO

2
-Problematik und



13

Prof. Dr. Hartmut H. ToppZukunftsszenarien 2030 für Mobilität und Verkehr

die Endlichkeit fossiler Energie führen zur wichtigsten
Herausforderung für die Energie- und Fahrzeugtech-
nik: die Abkopplung des Verkehrs von fossiler Ener-
gie oder der Übergang vom Kohlenstoff zum Was-
serstoff. Unabhängig von unverzichtbaren technolo-
gischen Ansätzen ist festzuhalten, dass wir mit der
dichten, nutzungsgemischten europäischen Stadt und
dezentraler Konzentration in der Region verkehrlich
und energetisch günstige Raumstrukturen haben.
Daraus folgt die wichtigste Herausforderung für Stadt-
und Regionalplanung: Erhalt und Förderung von Dich-
te und Nutzungsmischung. Und das ist nicht nur eine
Frage von Verkehr und Energie, sondern in Verbin-
dung mit der Qualität von Straßen und Plätzen, mit
der Erreichbarkeit vieler Ziele zu Fuß und dem Fahr-
rad Grundlage der Urbanität unserer europäischen
Städte. Die wichtigste Herausforderung für die Ver-
kehrsplanung ist die physische Vernetzung der Ver-
kehrsmittel sowie ihre informatorisch-organisatorische
Integration. Und zum Schluss sei räumliche Mobilität
um intellektuelle Mobilität ergänzt: Denn ohne Ein-
sicht in die Notwendigkeit neuer Rahmenbedingun-
gen werden wir nichts erreichen.
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Dipl.-Ing. Oliver Glaser von der Albtal-Verkehrs-Gesell-
schaft (AVG) stellte ein Vorbild aus der Praxis vor: „ Das
Karlsruher Modell“  als Beispiel einer technischen In-
novation auf Gleisen, die die Stadt mit dem Land ver-
bindet ohne umsteigen zu müssen. Es ist immer wie-
der das Zauberwort „ Technik“ , „ technische Innovati-
on“ , das politische Entscheidungsträger gerne auf -
greifen und mit Priorität voranbringen. Aber seine
Durchsetzung ist insbesondere einem Menschen zu
verdanken, Herrn Dr. Ludwig, der zahlreiche Ehrun-
gen dafür bekommen hat. Das Karlsruher Modell ist
somit nicht nur eine technische Innovation, sondern
auch ein lebendig es Beispiel dafür, wie v iel EIN
MENSCH mit seinen Ideen, seiner Tatkraf t und seinem
Durchsetzungswillen bewegen kann. Es sind Men -
schen, die in den Institutionen und Systemen stek-
ken, und es s ind Menschen, die s ie antreiben und be-
wegen. Das Karlsruher Modell ist ein Beispiel dafür,
dass sich Engagement für die Verkehrswende lohnt.
Wir sind nicht gefangen in Systemen, sondern kön-
nen selbst gestalten.

Nicht zuletzt zeigt das Karlsruher Modell, wie eine
Verkehrswende auch knallharte wirtschaftl iche Vor-
teile mit s ich bringt. Die Fahrgastzahlen haben sich
vervielfacht, der Kostendeckungsgrad der Karlsruher
Verkehrsbet riebe liegt  in sgesamt  bei 78%, dem
Höchstwert in Deutschland. Die Bahnen der Albtal-
Verkehrs-Gesellschaft, die die Stadt auf solch inno-
vat ive Weise mit der Region verbinden, haben sogar
einen Kostendeckungsgrad von 100%. An den Strek-
ken dieser Bahn sind die Immobilienpreise sprung-
haft gestiegen, das Karlsruher Modell wird für die Stadt
zum Alleinstellungsmerkmal und Stando rtvorteil.
Deutschlandweit ist es zum Werbeträger für die Stadt
und für den öffentlichen Verkehr geworden.

Dipl.-Ing. Oliver Glaser, Jahrgang 1970, Projektleiter bei
der Albtal-Verkehrs-Gesellschaft (AVG) und den Ver-
kehrsbetrieben Karlsruhe (VBK), veranschaulicht  in
seinem brillanten Vortrag, was es mit dem Karlsruher
Modell auf sich hat und warum es europaweit nachge-
ahmt wird.

Dipl. Ing.
Oliver Glaser Best Practice – Das Kar lsruher Modell

Hier der Stadtverkehr, dort der Regionalverkehr -
durch Schnittstellen verbunden, aber nicht miteinan-
der verwoben. So präsentierte sich über Jahrzehnte
hinweg der öffentliche Nahverkehr in vielen Ballungs-
räumen. Genau dort lag aber das Problem, neue
Kunden gewinnen zu können, denn der Übergang
vom Zug zur Tram oder umgekehrt schreckte viele
potenzielle Fahrgäste ab. In Großstädten wie Mün-
chen, Frankfurt und Stuttgart entstanden deshalb
neue S-Bahn-Netze, die zwar Direktverbindungen
zwischen Stadt und Umland schufen, aber einen gra-
vierenden Nachteil hatten: Der Bau dieser Netze war
mit immensen Kosten verbunden, weil innerstädti-
sche Strecken im Tunnel angelegt werden mussten
und der Ausbau bestehender Strecken oft einem
Neubau gleichkam. Kaum noch einen Platz hatten in
diesen Konzepten die „klassischen“ Straßenbahnen,
deren Netze vielerorts schrumpften oder völlig ver-
schwanden.

Vorfahrt für die Straßenbahn

Ganz anders verlief dagegen die Entwicklung in Karls-
ruhe. Hier hatte sich der Gemeinderat in den 60er
Jahren ganz bewußt für den Erhalt und den Ausbau
der Straßenbahn ausgesprochen. Zug um Zug wur-
den die Strecken auf eigenen Bahnkörper verlegt, so
dass heute rund 80 Prozent des Netzes vom motori-
sierten Individualverkehr unabhängig sind. Außerdem
erhielt die Straßenbahn ein Beschleunigungspro-
gramm mit ‚eingebauter Vorfahrt‘. An den meisten Am-
pelkreuzungen kann der Wagenführer sich ‚Grün ho-
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len‘  und seine Bahn zügig durch die Stadt bringen.
Ein derart leistungsfähiges wie modernes Strecken-
netz war wiederum die Grundvoraussetzung für das,
was später als ‚Karlsruher Modell‘ weltweite Beach-
tung fand: Die Verknüpfung bestehender Eisenbahn-
strecken mit dem Netz der Straßenbahn und die Ent-
wicklung einer besonderen Stadtbahn-Generation.

Die Albtalbahn als Keimzelle

Seinen Ursprung hatte das ‚Karlsruher Modell‘ im
Grunde auf der privaten, in den Jahren 1897 bis 1899
in Betrieb genommenen, Albtalbahn von Karlsruhe
nach Bad Herrenalb. Hier fuhr noch bis Ende der 50er
Jahre eine abgewirtschaftete Schmalspurbahn, die
ihren Endpunkt in der Nähe des Hauptbahnhofs und
damit weitab vom Stadtzentrum hatte. Da diese Linie
unter anderem auch Ettlingen bediente und damit ein
großes Fahrgastpotenzial besaß, fiel die Entschei-
dung, die Albtalbahn umzuspuren und mit Straßen-
bahnfahrzeugen zu bedienen. 1961 erreichte der er-
ste moderne Zug die Kurstadt Herrenalb. Für den
Betrieb auf der Albtalbahn gründete die Stadt Karls-
ruhe die Albtal-Verkehrs-Gesellschaft (AVG). Auch
dies war eine Voraussetzung für das „Karlsruher
Modell“, denn damit gibt es neben den städtischen
Verkehrsbetrieben (VBK) eine zweite Gesellschaft,
die sich um den Verkehr im Umland kümmert. Beide
Gesellschaften, AVG und VBK, sind organisatorisch
zusammengefasst.

Der Meilenstein: Mitbenutzung einer DB-Strecke

Von der ersten, zunächst als Linie A bezeichneten,
Strecke nach Bad Herrenalb ausgehend, wuchs das
Liniennetz der Albtalbahn in rascher Folge. Der Sei-

tenast nach Ittersbach kam bis 1975 hinzu, bevor am
5. Oktober 1979 ein weiterer Meilenstein gesetzt
wurde. An diesem Tag ging die Strecke von der Nord-
weststadt nach Neureut in Betrieb. Wenngleich nur
auf 1,5 Kilometern Länge, so benutzten die Bahnen
hier doch zum ersten Mal Gleise der Deutschen Bun-
desbahn. Durch Neureut führte das Reststück der
einstigen Bahnlinie Mühlburg - Eggenstein - Graben-
Neudorf, das die DB nur noch sporadisch im Güter-
verkehr nutzte. Aufgrund des sprunghaften Anstiegs
der Fahrgastzahlen wurde die als ‚Hardtbahn‘ be-
zeichnete Strecke bis 1989 schrittweise unter Benut-
zung von weiteren 4,4 Kilometern DB-Trasse nach
Hochstetten verlängert. Als S 1 ist diese Linie eine
der wichtigsten im Stadtbahnnetz. Sie verbindet zwei
große Siedlungsgebiete mit der Karlsruher Innenstadt
und erschließt damit umsteigefrei alle wichtigen Zie-
le, wie Behörden, Geschäfte, Freizeiteinrichtungen
und auch die Universität.

Auf dem Weg durch die Stadt wechselt der Zug da-
bei gleich zwei Mal seine Funktion: Während auf den
Außerstrecken nach der Eisenbahn-Bau- und Be-
triebsordnung (EBO) gefahren wird, d.h. mit relativ
hohen Geschwindigkeiten und längeren Entfernun-
gen, gilt in der Stadt die Betriebsordnung für Stra-
ßenbahnen, also niedrigere Geschwindigkeiten und
geringe Haltestellenabstände. Auf einigen wenigen
Streckenabschnitten teilen sich die Stadtbahnen so-
gar ihren Fahrweg mit dem Straßenverkehr.

Karlsruhe Karlsruhe –– Bretten Bretten
eine Erfolgsgeschichteeine Erfolgsgeschichte

ÿ Auf einen Schlag vier mal so
viele Fahrg äste wie vorher

ÿ Bis heute Verachtfachung der
Fahrgastzahlen

ÿ Über 70% haben Start und Ziel
entlang der Stadtbahn und
brauchen nicht umsteigen

ÿ 40% der Fahrg äste sind vorher
mit dem Auto gefahren

ÿ Bequemlichkeit entscheidend
für den Umstieg vom Auto auf
die Stadtbahn
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Dipl. Ing. Oliver GlaserBest Practice – Das Karlsruher M odell

Abb: Vortragsmanuskript

Die Innovation: Zweisystemwagen

Nachdem der Ausbau der Albtal- und Hardtbahn er-
hebliche Fahrgastzuwächse gebracht hatte, entstand
die Idee, das Karlsruher Umland mit weiteren Stadt-
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Dipl. Ing. Oliver Glaser Best Practice – Das Karlsruher M odell

bahnlinien zu erschließen. Hierfür boten sich die
Strecken der DB an, auf denen der Nahverkehr bis-
weilen über eine Randexistenz nicht hinauskam. Die
Gründe dafür waren vielfältig: Veraltetes Wagenma-
terial, mangelnder Taktverkehr, geringes Fahrtenan-
gebot und unattraktive Fahrpreise. Außerdem kam
der bereits erwähnte Umsteigezwang am Hauptbahn-
hof hinzu. Eine Verknüpfung mit dem Straßenbahn-
netz lag hier ebenfalls nahe, doch stellte sich - im
Gegensatz zur Albtalbahn - das Problem unterschied-
licher Stromsysteme. Die Straßenbahn fährt unter 750
Volt Gleichstrom, während die DB 15.000 Volt, 16 2/
3 Hertz Wechselstrom benutzt.

Um mit einem Fahrzeug auf beiden Netzen fahren
zu können, entwickelten die VBK/AVG in Zusammen-
arbeit mit dem Elektrokonzern ABB einen Stadtbahn-
wagen mit Systemwechseleinrichtung. Von den er-
sten Probefahrten im Sommer 1986 zwischen Karls-
ruhe und Wörth dauerte es aber noch fünf Jahre, ehe
die Zweisystem-Stadtbahnwagen ausgeliefert wur-
den. Ein Jahr später wurde am 25. September 1992
zwischen der Karlsruher Innenstadt und Bretten
schließlich die erste Stadtbahnlinie auf einer bis da-
hin noch im Personenverkehr bedienten DB-Strecke
eingeweiht. Herzstück dieser neuen Verbindung war
eine Rampe am Bahnhof Karlsruhe-Durlach mit an-
schließender Neubaustrecke bis Grötzingen, wo der
Übergang zur DB stattfand. Auf diesem Abschnitt
befindet sich eine automatische Systemwechselstel-

le, wo das Fahrzeug selbständig um für den Fahr-
gast fast unmerklich von Gleich- auf Wechselstrom
umschaltet. Zum Stadtbahnbau gehörte außerdem
die Einrichtung zusätzlicher Haltestellen - getreu der
Devise des KVV-Geschäftsführers Dieter Ludwig:
‚Man muss die Bahn zu den Menschen bringen und
nicht die Menschen zur Bahn‘.

Das Netz wächst

Der unmittelbare und durchschlagende Erfolg der
neuen Direktverbindung mit ihrem erheblich ausge-
dehnten Fahrplanangebot ermutigte die Verantwort-
lichen in der Politik und bei den beteiligten Unterneh-
men, den Zweisystemverkehr auf weitere Strecken
auszudehen. Begünstigt auch durch das einheitliche
Tarifsystem des im April 1994 in Kraft getretenen
Karlsruher Verkehrsverbunds wuchs das Stadtbahn-
netz in der Region rasch. Als Ziele kamen beispiels-
weise Bruchsal, Pforzheim, Wörth, Baden-Baden und
Eppingen hinzu. Selbst auf der ehemaligen Bimmel-
bahn von Bruchsal in den Kraichgau nach Menzin-
gen und Odenheim fahren heute nach einer gründli-
chen Sanierung moderne Stadtbahnen. Mit der Aus-
dehnung des Netzes wuchs gleichzeitig die Zahl der
Verknüpfungspunkte. Richtung Westen schließt die
Stadtbahnlinie nach Wörth bei Knielingen an das Stra-
ßenbahnnetz an und Richtung Süden wird die Linie
nach Baden-Baden am Albtalbahnhof in die DB-Glei-
se eingefädelt.

Der Ausbau des Stadtbahnnetzes
Karlsruhe 1992-2003

ÿ 1994 Karlsruhe – Bruchsal
 Bruchsal – Bretten 

Karlsruhe – Baden-Baden
ÿ 1996 Verkn üpfung Albtalbahnhof

Bruchsal – Menzingen
ÿ 1997 Karlsruhe – Pforzheim

Karlsruhe – Wörth
Bretten – Eppingen
Karlsruhe – Stutensee

ÿ 1998 Bruchsal – Odenheim
ÿ 1999 Pforzheim – Bietigheim

Bretten – Mühlacker
Eppingen - Heilbronn

ÿ 2001 Heilbronner Innenstadt
ÿ 2002 Karlsruhe – Forbach

Pforzheim – Bf. Bad Wildbad
ÿ 2003 Forbach – Freudenstadt

Innenstadt Bad Wildbad

Abb: Vortragsmanuskript
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Mit der Stadtbahn in die Ferne

Angefangen hatte alles mit rund 60 Kilometern der
alten Albtalbahn. Heute ist die AVG nach der DB schon
zweitgrößter Anbieter von Schienenverkehrsleistun-
gen in Baden-Württemberg. Über 400 Kilometer wer-
den schon von den markanten gelb-roten Zügen be-
dient und es werden immer mehr. Schon ist längst
die Karlsruher Region verlassen, bis in den mittleren
Neckarraum reicht inzwischen die S 5 mit dem End-
punkt Bietigheim-Bissingen. Auch in den Tälern des
Nordschwarzwalds werden künftig Zweisystem-Stadt-
bahnen rollen. Die Murgtalbahn von Rastatt nach
Freudenstadt wurde ebenso von der AVG gepachtet
wie die Enztalbahn von Pforzheim nach Bad Wild-
bad.

Bei aller Expansion ins weitere Umland gerät jedoch
die engere Region keinesfalls in Vergessenheit. So
soll künftig die bisher in Blankenloch endende Stadt-
bahnlinie bis Spöck verlängert werden. Auch hier kehrt
die Stadtbahn damit auf alte Trassen zurück, denn
nach Spöck fuhr schon einmal die Karlsruher Lokal-
bahn, doch diese ist schon seit 1922 stillgelegt.

Auf dem Weg zum Exportschlager

Unter dem Eindruck des Karlsruher Erfolgs wuchs
auch in anderen Städten das Interesse an diesem

Modell. Vor allem kleinere Großstädte, die für ein ei-
genständiges Schnellbahnsystem zu klein sind, eig-
nen sich für eine solche Stadtbahn. Dabei ist nicht
einmal relevant, ob noch ein Straßenbahnbetrieb
besteht. Die erste, nach Karlsruher Vorbild eingerich-
tete Stadtbahn entstand in Saarbrücken, wo bereits
in den 60er Jahren die letzte Straßenbahn fuhr. Seit
1997 ist in der saarländischen Hautptstadt eine erste
19 Kilometer lange Linie in Betrieb. Hier wurde die
fünf Kilometer lange innerstädtische Neubaustrecke
mit der DB-Linie ins französische Sarreguemines
verknüpft. Weitere Strecken sind bereits in Planung.
Auch in Bremen, Chemnitz und Kassel gibt es ent-
sprechende Pläne. Im Ausland finden sich vor allem
in Frankreich, Interessenten für ‚tram-trains‘, wie die
Stadtbahnen jenseits des Rheins genannt werden,
so beispielsweise in Straßburg.

Für eine Tochter im eigenen Einzugsbereich hat dar-
über hinaus die Karlsruher Stadtbahn selbst gesorgt:
Im Sommer 2001 geht in Heilbronn ebenfalls eine
Innenstadtstrecke in Betrieb. Dann wird es möglich
sein, mit der S4 von Stadtmitte zu Stadtmitte zu fah-
ren. Die Verbindung in die Heilbronner Innenstadt ist
zugleich als Keimzelle für ein eigenes Netz im würt-
tembergischen Unterland geplant. Vom Bahnhof in
die Innenstadt kann man ferner auch im rheinland-
pfälzischen Wörth mit der Stadtbahn fahren. Auch hier
wird derzeit gebaut: Die bisher rund 1,5 Kilometer

Auf allen Strecken deutlicheAuf allen Strecken deutliche
FahrgaststeigerungenFahrgaststeigerungen

Fahrgastentwicklung im KVV 1995 bis 2002
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Abb: Vortragsmanuskript
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Exportschlager Stadtbahn.....Exportschlager Stadtbahn.....

ÿÿ NottinghamNottingham
(GB)(GB)

AlicanteAlicante  (E) (E)

Heilbronn (D)Heilbronn (D)

Quelle:Quelle:
TransportTechnolgieTransportTechnolgie--Consult Consult KarlsruheKarlsruhe

SaarbrSaarbrüücken (D)cken (D)

Dipl. Ing. Oliver Glaser Best Practice – Das Karlsruher M odell

Abb: Vortragsmanuskript

Pausengespräche

lange Innenstadtstrecke vom Bahnhof zum Rathaus
erhält eine Fortsetzung zum Badepark. Die dritte
Ausfädelung einer Stadtbahnlinie im Umland befin-
det sich dagegen noch im Planungsstadium: Wenn

die Enzbahn Pforzheim - Bad Wildbad zukünftig zur
Stadtbahn ausgebaut wird, soll sie durch die Innen-
stadt von Bad Wildbad bis zur Talstation der Som-
merbergbahn verlängert werden.
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Elke K iltz Kosten und Finanzierung des öffentlichen
Personennahverkehrs in Rheinland-Pfalz

Elke Kiltz lenkte nun den Blick nach Rheinland-Pfalz zu
den Kosten und der Finanzierung des ÖPNV und geht
auf das bundesweit schwer überschaubare komplizierte
System der Finanzierung des  ÖPNV ein. Den bundes-
weiten Part hatte Sie  von Dr. Burkhard Huckestein vom
Umweltbundesamt übernommen, der kurzfristig aus ter-
minlichen Gründen absagen musste. Sich dem Wettbe-
werb zu stellen ist die neue Herausforderung für Städte
und Gemeinden, was nicht ohne erfolgsorientierte An-

reizsysteme auskomme und hinsichtlich ÖPNV mehr Ei-
genverantwortlichkeit und mehr Geld für die Kommu-
nen bedeute.

Elke Kiltz, Jahrgang 1952, ist studierte Germanistin und
seit 1996 Mitglied des Landtages Rheinland-Pfalz für
Bündnis 90/Die Grünen. Sie ist verkehrspolitische Spre-
cherin ihrer Landtagsfraktion und Mitinit iatorin des
Verkehrswendeforums Rheinland-Pfalz.

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Freundinnen und Freunde einer
Verkehrswende - in Rheinland-Pfalz und
anderswo.

Da Herr Dr. Huckestein vom Umweltbundesamt
krankheitsbedingt ausfällt, werde ich einen Teil sei-
nes Parts mit übernehmen. Ich wollte sowieso nicht
bei den Zahlen stehen bleiben, mit denen hier in RLP
der ÖPNV finanziert wird. Das wäre allzu ernüchternd

und wenig mutmachend. Deswegen werden wir auch
über künftige Finanzierungs- und Förderungsmodel-
le für den ÖPNV reden. Ich werde dabei auch auf die
Aufzeichnungen von Herrn Huckestein zurückgreifen,
der uns sein Manuskript zur Verfügung gestellt hat.
Die Vorschläge dort sind in vielen Punkten deckungs-
gleich mit dem Papier zur ÖV-Reform, das die grüne
Bundestagsfraktion vorgelegt hat.

Verkehrswende unverzichtbar

Aber zunächst noch einmal zu den Gründen, warum
wir so notwendig und so dringend eine andere Ziel-
richtung in der Verkehrspolitik brauchen, mit Zukunfts-
modellen, wie wir sie heute morgen schon gehört ha-
ben.
Zur Zeit wird in Berlin der Bundesverkehrswegeplan
abschließend diskutiert. Zur Information: Die rhein-
land-pfälzische Landesregierung hat dafür eine
Wunschliste von 181 Projekten mit einem Kostenvo-
lumen von ca. 5,8 Milliarden € angemeldet. Die Ver-
kehrsprognose für 2015, die das Bundesverkehrsmi-
nisterium bei der Erarbeitung zugrunde gelegt hat -
falls keine andere Steuerung der Verkehrspolitik er-
folgt -  geht von 22% Zuwachs im motorisierten Indi-
vidualverkehr aus: von 750 Mrd. Personenkilometer
1997 auf 915 Mrd.
Das würde bedeuten:
• weiter steigende Umweltbelastungen statt eines

verkehrspolitischen Beitrags zum Klimaschutz,
• weiteren Flächenfraß,
• weitere Kosten der Allgemeinheit durch den Auto-

verkehr und
• weiteren Druck in Sachen Straßenneubau.
Das wollen wir alle zusammen nicht. Wir wollen statt-
dessen die andere Richtung einschlagen mit dem Ziel,
mindestens einen Teil der erwarteten Verkehrszu-
wächse in umweltverträglichere Bahnen zu lenken.

Bessere Bedingungen für den ÖPNV

Wir brauchen dazu bessere Rahmenbedingungen für
den ÖPNV, z.B. für einen fairen Wettbewerb zwischen
den Verkehrsträgern, wir brauchen eine verlässliche
Finanzierung und wir brauchen einen qualitätsorien-
tierten Wettbewerb, um mehr und bessere ÖPNV-An-
gebote zu bekommen und mehr Menschen von der
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nenministeriums für diese Zwecke sind nicht
bezifferbar, aber auch noch mal etliche Millionen

• 85 Mio für Um-, Aus-, und Neubau von Landes-
straßen nach dem Bauprogramm des LSV (Landes-
betrieb Straßen und Verkehr)

• In den Radwegebau fließen ganze 4 Mio.

Das in Zahlen ausgedrückte finanzielle Engagement
des Landes (also reine Landesmittel) seit Beginn der
amtierenden SPD-FDP - Landesregierung sieht so
aus: knapp 25 Mio. € wurden für Investitionen in den
ÖPNV mit Bussen und Bahnen und den Schienen-
güterverkehr ausgegeben. Alles andere wurde aus
Mitteln des Bundes oder dem kommunalen Finanz-
ausgleich, also Geldern der Kommunen finanziert. Der
Straßenbau gibt sich nicht so bescheiden: Er wurde
mit 1536 Mio. € bedacht - das ist mehr als das 60fa-
che! Also: Allein aus reinen Landesmitteln wurde der
Straßenbau mit über 1,5 Mrd. € bedacht -  die Mittel
für den ÖPNV kamen mit ihren 25 Mio. € im Vergleich
dagegen aus der Portokasse.

Mehr Geld und bessere Organisation des ÖPNV

Wir sind als Grüne der Auffassung - und ich sehe
diese Meinung auch im VWF -  daß diese Verteilung
sich grundlegend ändern muß. Wenn wir die anzu-
nehmenden Verkehrszuwächse wenigstens zum Teil
umwelt- und sozialverträglich abwickeln wollen, müs-
sen wir für die drei V’s, also: Vermeiden, Vermindern
und Verlagern mehr Geld in die Hand nehmen - und
den Straßenbau auf den Erhalt des bestehenden Stra-
ßennetzes zurück führen. Wir brauchen in der Tat eine
Verkehrswende.
Aber: Allein mehr Geld für den Umweltverbund reicht
nicht aus. Auf der Schiene brauchen wir die Weiter-
entwicklung der Bahnreform, die Trennung von Netz
und Betrieb und den fairen Zugang auch für nicht-
bundeseigene Eisenbahnunternehmen, um mit mehr
Wettbewerb besseren und mehr Schienenpersonen-
nahverkehr zu realisieren.
Für den straßengebundenen ÖPNV brauchen wir eine
völlige Neuorganisation der Strukturen und der För-
derung - und auch dort mehr Wettbewerb, um durch
einen gewaltigen Qualitätsschub neue KundInnen zu
gewinnen.
Die Finanzierung des ÖPNV steht in RLP auf mehre-
ren Säulen. Die tragende Säule sind dabei Bundes-
mittel für den Schienenpersonennahverkehr und In-
vestitionsmittel nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz - also ebenfalls Bundesmittel. In den
großen Städten kommt noch der kommunale Quer-
verbund als Finanzierungsquelle für den Betrieb des
ÖPNV hinzu. Finanzmittel des Landes Rheinland-
Pfalz spielen eine eher untergeordnete Rolle.

Ein weiterer Blick in den Landeshaushalt: Im laufen-
den Haushaltsjahr 2004 gibt es keine Förderung mehr

Abhängigkeit vom Auto zu befreien und für den ÖPNV
zu gewinnen.
Auf der Schiene haben wir seit der Bahnreform rela-
tiv überschaubare Strukturen in der Finanzierung, bei
der Aufgabenträger- und Bestellerebene. Da fehlt es
vor allem noch an Wettbewerb, um dem Quasimono-
polisten DB AG auf die Sprünge zu helfen.
Mit der Bahnreform sind Organisation und Finanzie-
rung des Schienennahverkehrs auf die Länder über-
gegangen. Der Bund stellt den Ländern dafür die so-
genannten Regionalisierungsmittel zur Verfügung. Mit
diesem Geld soll zum einen der Angebotsumfang des
Basisjahres  1993/1994 sichergestellt werden,  zum
anderen erhalten die Länder darüber hinaus die so-
genannten „Plus-X-Mittel“, mit denen das Angebot
weiter ausgebaut werden soll. 2004 erhält das Land
Rheinland-Pfalz ca. 357 Mio €. Davon wiederum er-
halten 75% laut Nahverkehrsgesetz die beiden Schie-
nenzweckverbände Nord und Süd.

In den Zweckverbänden sind jeweils die zuständigen
Landkreise und das Land als Besteller von Schienen-
personennahverkehr und Regiobuslinien (Schienen-
ersatzverkehr) organisiert. Der Landesbetrieb Stra-
ßen und Verkehr ist laut Nahverkehrsgesetz dazu
verpflichtet, die Overheadkosten dafür zur Verfügung
zu stellen. Die restlichen 25% der Regionaliserungs-
mittel gehen nicht komplett in den weiteren Ausbau
des ÖPNV, sondern werden z.B. für die Ausgleich-
zahlungen nach dem § 46a Personenbeförderungs-
gesetz verwandt, die früher aus Landesmitteln ge-
zahlt wurden.
Im Haushaltsjahr 2004 sind das 34,5 Mio €, mit de-
nen einiges an ÖPNV-Ausbau im Landes geleistet
werden könnte.
Gelder aus vielen Quellen , das meiste für die Straße
Die Investitionshilfen des Bundes aus dem Gemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetz kann die Landesre-
gierung nach eigenem Ermessen in den ÖPNV, den
kommunalen Radwegebau oder den kommunalen
Straßenbau geben. Die Prioritätensetzung der Lan-
desregierung und der anderen Fraktionen im Land-
tag ist eindeutig: Knapp 80% dieser Mittel gehen in
den kommunalen Straßenbau, der verbleibende Rest
steht der Modernisierung von Bahnhöfen und Halte-
punkten sowie dem Radwegebau zur Verfügung. Wir
haben das schon häufiger kritisiert und über Haus-
haltsanträge umgeschichtet - bisher ohne Ergebnis.
In die Schiene fließen direkt an die DB AG für Maß-
nahmen in RLP in den Jahren 2003 bis 2007
38,8 Mio. €  Bundesmittel.
Ich will für das Jahr 2004 die Ausgaben für den kom-
munalen und Landesstraßenbau aus dem Landes-
haushalt gegenüberstellen:
• 60 Mio. werden für kommunale Verkehrsprojekte

zugunsten des MIV (Motorisierter Individualverkehr)
ausgegeben

• 42 Mio. für den Um- und Ausbau von Kreisstraßen
sowie die Ortsdurchfahrten von Landesstraßen

• zusätzliche Mittel aus dem Investitionsstock des In-

Elke K iltzKosten  und Finanzierung des ÖPNV in Rheinland-Pfalz
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für neue Busse und Straßenbahnen. Die Mittel für
Zuschüsse für Ausbildungszeitkarten werden zuneh-
mend aus Bundesgeldern entnommen - diese 34,5
Mio. € fehlen für den Ausbau des ÖPNV. Früher zahlte
das Land dieses Geld aus dem kommunalen Finanz-
ausgleich und nahm keine Bundesmittel dafür in An-
spruch.
Die als Folge des Koch-Steinbrück-Papiers gekürz-
ten Regionalisierungsmittel  des Bundes legt das Land
einmalig aus eigenen Mitteln wieder drauf - eine fi-
nanzielle Großtat ist dies aber nicht, weil ohnehin eine
Zweckentfremdung eines Teils dieser Gelder stattfin-
det.
Und weil da besonders das rheinland-pfälzische Ver-
kehrsministerium in Form des Staatssekretärs Eymael
gerne einen falschen Zungenschlag hineinbringt:
Nicht der Bund hat die Mittel gekürzt, sondern die
Streichorgie dieser beiden Ministerpräsidenten wur-
de in den Vermittlungsausschuß gebracht, von rot-
grün entschärft und dann von allen als Kompromiss
mitgetragen.
Glücklicherweise kann das Land auf die erwähnten
Bundesmittel zurückgreifen - sonst sähe es beim
ÖPNV sehr duster aus. Einzelne Vorhaben können
nicht darüber hinweg täuschen: Der Ausbau des
ÖPNV in Rheinland-Pfalz ist mitt lerweise zum Erlie-
gen gekommen - von Aufbruchstimmung keine Spur
mehr.
Die alten Verhältnisse aus den 70er und 80er Jahren
sind wieder da: Der ÖPNV muß verteidigt werden.

ÖPNV-Mittel verteidigen und
Ausweitung erreichen

In dieser Situation gilt es, an zwei Fronten zu kämp-
fen. Einerseits die Höhe der Mittel zu verteidigen und
für eine Ausweitung eintreten. Der ÖPNV hat noch
viel Nachholbedarf. Die Kahlschläge und Strecken-
stillegungen seit Beginn der 60er Jahre sind noch
nicht rückgängig gemacht.
Nur zur Erinnerung: Erst 1991 verlor die Eifelquer-
bahn von Gerolstein bis Mayen mit Zustimmung der
Landesregierung den Personenverkehr. Heute quält
man sich damit ab, ihn wieder einzuführen. Ein Pilot-
projekt der Bundesregierung im Zuge der nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie soll dem Konzept Unterstüt-
zung leisten.
1986 - auch noch nicht allzu lange her - wurde der
Schienenverkehr vor meiner Sobernheimer Haustür
im Glantal eingestellt. Die Fahrgastzahlen waren nicht
mal schlecht - nur hatte es die frühere Bundesbahn

schlicht unterlassen, die Strecke zu modernisieren,
der laufende Betrieb war extrem personalintensiv und
somit zu teuer. Heute würde die Strecke wohl nicht
mehr stillgelegt - ein Gutachten bescheinigte der
Strecke ein Zukunft im Personenverkehr - doch das
Geld für die Reaktivierung wollte vor ein paar Jahren
niemand ´rausrücken. Nur mit Hilfe des tollen Draisi-
nenprojektes konnte die Bahnlinie vor dem Abriß ge-
rettet werden. Und wir behalten die Option, sie irgend-
wann einmal wieder in Betrieb zu nehmen.
Und damit wollen wir den Blick nach vorne und auf
die zweite Konfliktebene richten. Neben der Erhal-
tung der ÖPNV-Mittel müssen die Gelder effektiver
einsetzt werden. Wir Grüne wollen weg von der Zer-
splitterung der ÖPNV-Finanzierung. Hier ein bißchen
Investitionsförderung, da Subventionen für Schüler-
monatskarten, woanders direkte Subventionen für
Linienverkehre: So kann das nicht weitergehen.
Wir wollen eine Übertragung der Kompentenzen und
aller Finanzhilfen auf starke Aufgabenträger, also das
erfolgreiche Modell der Regionalisierung im Schie-
nenpersonenverkehr auf den Bus- und Strassenbahn-
verkehr übertragen.  Und gleichzeitig einen Wettbe-
werb um bessere ÖPNV-Angebote einführen.
Was nützt es uns im ländlichen Raum, wenn die Bus-
gesellschaften der Deutschen Bahn als „Fastmono-
polist“ in vielen Regionen mit den Subventionen für
Schülermonatskarten Gewinne machen, die dann in
der Börsenkasse des Herrn Mehdorn verschwinden?
Gar nichts.
Die Verkehrsverbünde im Land sollten zu funktionie-
renden Bestellerorganisationen umgebaut werden,
die die Busleistungen bestellen, die die Landkreise
in ihren Nahverkehrsplänen festgelegt haben. Und
weil sie künftig alle Mittel, die bisher an die Unter-
nehmen ohne konkrete Gegenleistungen verstreut
werden, gebündelt erhalten, haben sie auch das Geld
dazu.
Mit diesem grünen ÖPNV-Modell gehen wir in die Dis-
kussion - und sind gespannt auf Gegenmodelle. Die
Busunternehmer sind nicht erfreut - und bei den Ar-
beitnehmerInnen müssen Mißverständnisse ausge-
räumt werden. Beim Wettbewerb geht es nicht um
Lohndumping, sondern um Qualität. Und die wird so
gut sein, wie sie die Landkreise und Städte festle-
gen. Danach richten sich dann die Ausschreibungen.
Was wir damit erreichen wollen ist klar: Mit dem Wett-
bewerb Geld einsparen und besseren ÖPNV errei-
chen. Das eingesparte Geld muß wieder in den ÖPNV
und die Verkehrswende investiert werden. Um mehr
Mobilität, mehr Klimaschutz und mehr Verkehrssicher-
heit zu erreichen.

Elke K iltz Kosten und Finanzierung des ÖPNV in Rheinland-Pfalz
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Dr. Burkhard
Huckestein

Die Finanzierung des ÖPNV
muss reformiert werden

Das Bundesverkehrsministerium geht in seiner
Verkehrsprognose der Bundesverkehrswegeplanung
davon aus, dass der Personenverkehrsaufwand im
motorisierten Individualverkehr von 750 Mrd.
Personenkilometern (Pkm) im Jahr 1997 um 22 %
auf 915 Mrd. Pkm im Jahr 2015 steigen wird, falls
keine weiteren verkehrspolitischen Maßnahmen zur
Steuerung der Verkehrsentwicklung ergriffen werden.
Trotz der Fortschritte bei der Emissionsminderung der
Fahrzeuge ist damit eine erhebliche Zunahme der
Umweltbelastungen verbunden, besonders der klima-
schädlichen CO

2
-Emissionen, des Lärms und des

Flächenverbrauchs. Der Öffentliche Personennah-
verkehr (ÖPNV) hat dagegen eindeutige Umweltvor-
teile - er emittiert pro Personenkilometer weniger als
ein Drittel an CO

2,
 verursacht weniger Lärm und be-

nötigt weniger Flächen. Darüber hinaus entlastet er
die Städte erheblich vom Parkraumdruck und ge-
währleistet eine auto-unabhängige Mobilität für alle
Bevölkerungsgruppen. Ein leistungsfähiger und at-
traktiver ÖPNV kann als Alternative zum wachsen-
den Autoverkehr dazu beitragen, die Verkehrs- und
Umweltprobleme in Städten deutlich zu verringern.

Der ÖPNV steht derzeit vor tiefgreifenden Änderun-
gen seiner Rahmenbedingungen. Die bevorstehende
europaweite Liberalisierung wird dazu führen, dass
Leistungen künftig ausgeschrieben und im Wettbe-
werb vergeben werden müssen. Dies stellt Städte und
Gemeinden vor neue Herausforderungen. Auf die
Kommunen kommen nicht nur zusätzliche planerische
und organisatorische Aufgaben zu, sondern ihnen
wird auch finanzielle Verantwortung für Ausgaben und
Einnahmen auferlegt. Das heutige System der ÖPNV-
Finanzierung in Deutschland ist ineffizient und nicht
transparent. Es ist durch eine Vielzahl an Förderin-
strumenten gekennzeichnet, beispielsweise Investi-
tionsförderungen, Steuervergünstigungen und Zu-
schüsse, die größtenteils an den Kommunen vorbei
direkt an die Verkehrsunternehmen fließen. Diese
Förderinstrumente sind in der Regel zweckgebunden
und aufwandsorientiert. Eine systematische Steue-
rung der Gelder ist wegen der Verschiedenartigkeit
der Fördermaßnahmen und Eingriffsebenen schwie-
rig. Es bestehen nur wenig Anreize, dass Verkehrs-
angebot zu verbessern, zusätzliche Fahrgäste zu
gewinnen oder mit dem verfügbaren Budget mehr
Verkehrsleistungen zu erbringen. Erzielte Wirkungen
auf das ÖPNV-Verkehrsangebot sind kaum Maßstab
für staatliche Förderungen.
Nicht die erzielbaren Verkehrsleistungen, Fahrgast-
zuwächse, Qualitätsverbesserungen im ÖPNV und
Umweltentlastungen bestimmen die Höhe der För-

dergelder, sondern die Kosten einzelner Maßnahmen.

Die bevorstehende europaweite Öffnung des ÖPNV-
Marktes für den kontrollierten Wettbewerb kann die
Effizienz verbessern, falls er nicht nur zu einem
Kostenwettbewerb führt, der die Einhaltung an-
spruchsvoller Qualitäts- und Umweltstandards
schwieriger macht. Um den vorhandenen Standard
zu sichern und möglichst hohe Anteile vom motori-
sierten Individualverkehr auf den ÖPNV zu verlagern,
ist eine grundlegende Reform der Finanzierung er-
forderlich. Diese muss den rechtlichen, institutio-
nellen, ökologischen, sozialen und ökonomischen
Anforderungen genügen. Das heißt: Die ÖPNV-Finan-
zierung muss wettbewerbsneutral, transparent, flexi-
bel und bedarfsgerecht und den unterschiedlichen
lokalen Bedingungen angepasst sein. Sie sollte An-
reize für hohe Verkehrsleistungen, Kundenzufrieden-
heit und Kosteneff izienz schaffen, eine effiziente
Verwendung der Gelder gewährleisten und Wettbe-
werb um die besten Ausbaustrategien ermöglichen,
der den Kommunen größere Handlungsspielräume
einräumt.

Die vielfältigen, für den ÖPNV verwendeten Budgets
des Bundes und der Länder sollten zusammenge-
fasst und als „Globalbudget für den straßengebun-
denen ÖPNV“ nicht zweckgebunden an die Kommu-
nen als Aufgabenträger verteilt werden. Das würde
den Entscheidungsspielraum der Kommunen deut-
lich erhöhen. Die Zuständigkeiten für Planung, Orga-
nisation und Finanzierung des ÖPNV sollten bei den
Kommunen gebündelt werden. Die Aufgaben der
Genehmigungsbehörden, beispielsweise der Bezirks-
regierungen oder der Regierungspräsidien, die bis-
her über die gewerberechtlichen Voraussetzungen
von ÖPNV-Unternehmen entscheiden und Konzes-
sionen - d.h. das ausschließliche Nutzungsrecht für
bestimmte Linien - erteilen, sollten sich künftig auf
die Prüfung der gewerberechtlichen Voraussetzun-
gen - Sicherheit und Leistungsfähigkeit des Betriebs,
Zuverlässigkeit und fachliche Eignung des Antragstel-
lers - beschränken. Bei den Aufgabenträgern und den
Verkehrsunternehmen sollten Anreize geschaffen
werden, das Verkehrsaufkommen und die Qualität zu
verbessern, um Autofahrer zum Umsteigen auf den
ÖPNV zu bewegen. Dabei sollte ein Teil des gebün-
delten Budgets den Kommunen nach erfolgsorien-
tierten Kriterien zugewiesen werden, damit auch un-
ter diesen ein Wettbewerb um das beste Konzept in
Gang gesetzt und Anreize für ein kundenorientiertes,
attraktives Angebot geschaffen werden. Den Ländern
sollte ermöglicht werden, besonders erfolgreiche
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Modell für ein zukünftiges ÖPNV-Finanzierungssystem

Bund 

Land

Kommunale Kommunen als

Aufgabenträger Eigentümer von

Verkehrsbetrieben

SPNVUnternehmen ÖPNV-Unternehmen ÖV-Infrastruktur Quelle:
HICKMANN
NAHVERKEHRS-
BERATUNG
SÜDWESTFahrgast

Kommunen zusätzlich zu fördern, ohne gleichzeitig
anderen Aufgabenträgern die für die Daseinsvorsor-
ge erforderlichen Budgets vorzuenthalten. Aus die-
sem Grund ist es sinnvoll, einen Teil der vom Bund
für den ÖPNV vorgesehenen Gelder anhand
leistungsbezogener Kriterien an die Länder zu vertei-
len, die die nach objektivierbaren Kriterien - beispiels-
weise Fläche, Siedlungsdichte, Anteil schienengebun-
dener ÖPNV - zugewiesenen Gelder des Bundes
ergänzen.

Zum wichtigsten kommunalen Planungs- und Steue-
rungsinstrument sollte der Nahverkehrsplan werden,
in dem Umfang und Art des ÖPNV innerhalb der Kom-
munen beschrieben und in dem Qualitätsanforderun-
gen und Umweltanforderungen festgelegt werden.
Der Nahverkehrsplan ist die Grundlage für die Be-
stellung von Verkehrsleistungen durch die Kommu-
ne. Grundsätzlich sollten alle Verkehrsleistungen des
ÖPNV im Wettbewerb ausgeschrieben werden. Die
ökonomisch nicht tragfähige, weil künstliche Unter-
scheidung zwischen eigen- und gemeinwirtschaftli-
chen Verkehrsleistungen, die faktisch kaum möglich
ist und in der Praxis die Transparenz der Finanzierung
behindert, sollte beseitigt werden. Mit dem ÖPNV-

Dr. Burkhard HuckesteinDie Finanzierung des ÖPNV muss reformier t werden

Unternehmen, das die umweltverträglichste, attrak-
tivste und effizienteste Verkehrsleistung bietet, sollte
ein Verkehrsvertrag abgeschlossen werden. Es bie-
tet sich an, ihn als „Anreizvertrag“ zu gestalten. Die-
ser Vertragstyp sieht eine fest vereinbarte Vergütung
vor, mit der ein Grundangebot sichergestellt wird, das
um leistungsbezogene Prämien nach bestimmten
Erfolgskriterien, wie Fahrgastzahlen, Modal-Split oder
bestimmte Qualitätsziele - beispielsweise Kunden-
zufriedenheit, Pünktlichkeit und Sauberkeit - ergänzt
wird.

Der hier nur grob skizzierte Reformvorschlag für die
ÖPNV-Finanzierung weist den Kommunen als Auf-
gabenträger die wichtigste Rolle zu. Diese zusätzli-
che Verantwortung mag für einige Städte und Ge-
meinden ungewohnt sein, sie bietet jedoch die Mög-
lichkeit, den ÖPNV aktiv zur Lösung kommunaler
Verkehrsprobleme und damit verbundener Umwelt-
belastungen zu nutzen.

Nähere Informationen unter:
http://www.umweltdaten.de/daten/nahverkehr.pdf

Abb: Vortragsmanuskript
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Erstveröffentlichung in: Monheim, Heiner; Nagor-
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Willi Loose Wir tschaftlicher Nutzen einer
Verkehrswende: Arbeitsmarkteffekte

Jeder siebte Arbeitsplatz in Deutschland hänge vom
Automobil ab. Diese Aussage hält sich hartnäckig und
wird vor allem regelmäßig vor jeder Automobilaus-
stellung in Frankfurt bemüht, um die Bedeutung der
Automobilproduktion für unser Land zu betonen. Ein
Blick in die Arbeitsmarktstatistik zeigt, dass nur jeder
31. Arbeitsplatz in Deutschland unmittelbar mit der
Produktion von Pkw in Zusammenhang steht, also in
der Automobilproduktion und ihren Zulieferbetrieben
bereitgestellt wird. Wobei auch hier in den letzten
Jahren eine enorme Rationalisierungswelle durch die
Fabrikationshallen gezogen ist. Jeder 23. Arbeitsplatz
hängt vom Pkw ab, wenn neben der Produktion auch
die Beschäftigungswirkung des Betriebs von Perso-
nenkraftwagen in die Statistik mit einbezogen wird.
Und schließlich findet jeder Zehnte in Deutschland
Beschäftigung an einem Arbeitsplatz, der in irgend-
einem Zusammenhang mit der Produktion und dem
Betrieb von Kraftfahrzeugen - also Pkw und Lkw zu-
sammengenommen – steht. Wobei noch in Frage
gestellt werden könnte, ob beispielsweise der Arbeits-
platz an einer Tankstelle in vollem Umfang hinzuzu-
rechnen ist, wenn man bedenkt, dass das Einkom-
men von Tankstellenbediensteten an erster Stelle vom
Verkauf von Lebensmitteln und Zeitschriften bestimmt
wird.

Unabhängig von ihrem Wahrheitsgehalt suggeriert die
eingangs erwähnte Aussage jedoch, dass die Wirt-
schaft unseres Landes noch mehr gefährdet, wer die
„Verkehrswende“ fordert. Öko-Institut und Bundesvor-
stand des VCD wollten mit einem gemeinsamen
Forschungsprojekt untersuchen, wie sich ein nach-
halt iges und zukunftsfähiges Verkehrssystem in
Deutschland auf den Arbeitsmarkt auswirken würde.
Dieses Projekt mit dem Titel „Hauptgewinn Zukunft –
neue Arbeitsplätze durch umweltverträglichen Ver-
kehr“ wurde mit Spenden der Mitglieder beider Orga-
nisationen ins Leben gerufen und 1998 abgeschlos-
sen. Wir haben uns dabei auf den Personenverkehr
und auf die Arbeitsplätze in Deutschland beschränkt.

Willi Loose  beleuchtete die Outputseite des ÖPNV:
Es kommt etwas dabei heraus, wenn im Rahmen
der Verkehrswende öffentliche Gelder für den
ÖPNV ausgegeben werden. Neben dem Mobilitäts-
gewinn sind es vor allem Arbeitsplätze, die positiv
zu Buche schlagen. Der Referent bezog sich da-
bei auf die Studie „Hauptgewinn Zukunft - Neue
Arbeitsplätze durch umweltverträglichen Verkehr“
des Öko-Instituts e.V. und des VCD von 1998, an
der er beteiligt war.

Willi Loose, ausgebildet als Lehrer der Sekundar-
stufe II für Polit ik und Biologie, ist wissenschaftli-
cher Mitarbeiter am Arbeitsfeld Verkehr des Öko-
Instituts e.V. in der Geschäftsstelle in Freiburg ,
bearbeitet und leitet zahlreiche Forschungsprojek-
te im interdisziplinären Verkehrs- und Mobilitäts-
bereich.
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Die Vorgehensweise im Projekt war folgende. Ein
Trend-Szenario, das in Anlehnung an eine Verkehrs-
prognose des Deutschen Instituts für Wirtschafts-
forschung (DIW) übernommen wurde, wurde mit ei-
nem Nachhaltigkeitsszenario „Move“ verglichen. Bei-
de Szenarien betrachten einen Zeithorizont von 1995
bis 2010. Die aus den unterschiedlichen Annahmen
der Szenarien resultierenden Unterschiede in der
Verkehrsnachfrage wurden bewertet und monetäre
Nachfrageveränderungen ermittelt. Mit einem stati-
schen Input-Output-Modell wurden anschließend di-
rekte und indirekte sowie sektoral differenzierte
Beschäftigungswirkungen berechnet. Die Betrach-
tung bezieht sich nicht auf absolute Zahlen, sondern
auf relative Unterschiede zwischen den beiden Sze-
narien.

Orientiert hat sich das Nachhaltigkeitsszenario an
Leitbildern der Umweltpolitik und der nachhaltigen
Verkehrsentwicklung. Insbesondere das Erreichen
der international vereinbarten Klimaschutzziele –
Reduzierung der klimarelevanten Gase um 25% bis
2005 im Vergleich zu 1990 auch im Verkehr - bildet
eines der gut nachprüfbaren Umweltziele, die mit dem
Szenario erreicht werden sollten. Andere Leitbilder
wie die nahräumlich orientierte Stadt- und Orts-
entwicklung oder die Förderung autoreduzierter Sied-
lungsformen und Verhaltensweisen lassen sich we-
niger gut in quantifizierbare Zielzustände fassen.

Von besonderer Bedeutung für die Eisenbahn sind
folgende Gestaltungsstrategien, die in das Nachhal-
tigkeitsszenario eingeflossen sind:

• Das Konzept der „Flächenbahn“ wird umge-
setzt.

• Die kleinen und mittleren Bahnhöfe werden mo-
dernisiert und zu attraktiven urbanen oder
gemeindlichen Anziehungspunkten umgestal-
tet. Neue Haltepunkte bringen die Eisenbahn
oder Regionalstraßenbahnen nach Karlsruher
Modell näher an die Kunden.

• Moderne, flexible, kundenfreundliche und spar-
same Fahrzeuge ersetzen den überalterten
Fahrzeugbestand der Bahn.

• Bahnhöfe werden mit modernen, kunden-
freundlichen Zu- und Abbringersystemen ange-
bunden.

• Integraler Taktverkehr über alle gemeinschaft-
liche Verkehrsträger hinweg.

• Umfassende Mobilitätsberatung und Dienstlei-
stungsorientierung, moderne Kommunikations-
technik und zielgruppenspezifisches Marketing.

• Eine kooperative Planungsweise gibt allen
VerkehrsteilnehmerInnen die Möglichkeit, die
Zukunft der Mobilität auf allen politischen Ebe-

nen demokratisch mitzubestimmen. Betroffene
werden als „Alltagsexperten“ in die Planung mit
einbezogen.

Eine wichtige Eingriffsgröße im Move-Szenario ist die
stufenweise und deutliche Anhebung der Mineralöl-
steuer, die somit einen erheblichen Einfluss auf die
Fahrzeugmotorisierung und den damit verbundenen
Kraftstoffverbrauch einerseits und die Verkehrslei-
stungen im privaten Pkw-Verkehr andererseits aus-
übt. In Preisen des Jahres 1995 ausgedrückt steigt
der durchschnittliche Kraftstoffpreis im Move-Szena-
rio von 1,27 DM/l auf 3,01 DM/l im Jahre 2010.

Im Verkehrsaufkommen wirkt sich dies im Nachhal-
tigkeitsszenario mit durchschnittlich 10 Autofahrten
weniger im Monat pro Person im Jahre 2010 aus, die
Pkw-Fahrleistungen im Move-Szenario liegen 2010
um 31% unter der Trendentwicklung. Der Pkw-Be-
stand geht im Vergleich beider Szenarien um 20%
zurück.

Im Move-Szenario nimmt, bedingt durch die Attrakti-
vitätssteigerung der Bahn, die Zahl der Eisenbahn-
fahrten deutlich zu. Das Verkehrsaufkommen der Ei-
senbahn steigt demzufolge im Move-Szenario um
zwei Drittel gegenüber dem Trend, im Fernverkehr
beträgt die Steigerung sogar das Eineinhalbfache. Im
Move-Szenario wächst der Anteil der Eisenbahn an
der gesamten Verkehrsleistung von 5,6% auf über
11% an. Das Verkehrsaufkommen im Öffentlichen
Personennahverkehr (mit Ausnahme der Eisenbahn)
steigt im Nachhaltigkeitsszenario um fast ein Viertel
an und liegt um fast 30% über der Trendentwicklung.
Hieraus resultieren durchschnittlich 120 Fahrten mit
Bussen, Straßen- und U-Bahnen im Jahre 2010 für
jeden Bewohner Deutschlands. Die im ÖPNV zurück-
gelegte Verkehrsleistung verdoppelt sich im Jahre
2010 gegenüber dem Trend.

Im Move-Szenario kommt es zu deutlichen Verände-
rungen im modal split. Trotzdem dominiert auch in
der Endphase des betrachteten Zeitraums im Move-
Szenario das Auto mit 54% an der gesamten
Verkehrsleistung, was immerhin einem Rückgang von
14 Prozentpunkten entspricht. Die Bahn sowie der
Öffentliche Personennahverkehr verdoppeln fast ihre
Anteile an der Verkehrsleistung gegenüber heute.

Als Auswirkung auf die veränderten Verkehrs-
gewohnheiten resultieren erhebliche Nachfrage-
änderungen. Die berechnete Beschäftigungswirkung
ergibt sich zum einen aus den direkten szenario-
bedingten Veränderungen der Endnachfrage im
Verkehrsgeschehen und der Infrastrukturinvestitionen
im Verkehr. Zusätzlich kommen noch Beschäftigungs-
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Abb.: Beschäftigungs wirkung des Move-Szenar ios nach Wirtschaftssektoren

Abb: Vortragsmanuskript

wirkungen, die auf eine Rückverteilung eines Teils
des erhöhten Steueraufkommens z.B. aus der Mine-
ralölsteuer an die privaten Haushalte zurückzufüh-
ren sind.

Die Nachfrage in der Automobilindustrie geht um
durchschnittlich fast 25 Mrd. DM pro Jahr zurück. Auch
die Versicherungswirtschaft, die Mineralölwirtschaft
und das Kfz-Gewerbe ist von Nachfragerückgängen
betroffen. Im Eisenbahnverkehr wurde eine um ein
Drittel höhere Fahrzeugauslastung angenommen,
trotzdem muss der bestehende Fahrzeugpark im
Move-Szenario deutlich ergänzt werden und steigt um
rund 50% gegenüber 1995 an. Der Bestand an Stra-
ßen- und U-Bahnen nimmt im Move-Szenario um ein
Fünftel zu, der Fahrzeugpark im öffentlichen Bus-
verkehr wächst um gut 60%.

Durch alle Maßnahmen des Move-Szenarios werden
im Vergleich zum Trendszenario 337.000 neue Ar-
beitsplätze geschaffen (siehe Abb.). Da jedoch in ein-
zelnen Sektoren Arbeitsplätze maßnahmenbedingt in
der Größenordnung von 130.000 entfallen, verbleibt
ein positiver Beschäftigungssaldo von 207.000 Ar-
beitsplätze. Das sind rund 5 % der offiziellen Arbeits-
losenzahl im September 2003.

Vor allem die Dienstleistungsbereiche des Verkehrs-
gewerbes, aber auch das Baugewerbe würden von

dem Zugewinn an Beschäftigten profitieren. Diese
Branchen zeichnen sich strukturell dadurch aus, dass
die Beschäftigungswirkung regional gleichmäßig ver-
teilt und nicht in einzelnen Boomregionen konzen-
triert wäre.

Die Studie hat somit nachgewiesen, dass eine nach-
haltige Verkehrsgestaltung einen positiven Einfluss
auf die Beschäftigung in Deutschland hätte und Risi-
ken der Außensteuerung in der Arbeitsplatz-
bereitstellung mindern würde. Beschäftigung würde
somit in erster Linie von der Qualität und Kundennä-
he von Mobilitätsdienstleistungen bestimmt und in
geringerem Maße von weltmarktpolitischen und
konzernstrategischen Entscheidungen.

Die Untersuchung gibt keine Antwort darauf, wie wahr-
scheinlich eine solche nachhalt ige Verkehrsentwick-
lung in Deutschland ist. Sie möchte jedoch im Sinne
einer „Was wäre, wenn ...“-Betrachtung Mut machen,
auch im Verkehr eine zukunftsverträglichere Politik
einzuschlagen. Beschäftigungsargumente sollten je-
denfalls kein Grund zur Zurückhaltung bei der Um-
gestaltung des Verkehrssystems in Deutschland sein.

Literatur: Cames, Martin; Ebinger, Frank; Herold, Anke; Ilgemann,
Uwe; Loose, Willi; Lüers, Arne: Hauptgewinn Zukunft – Neue
Arbeitsplätze durch umweltverträglichen Verkehr. Öko-Institut,
VCD. Freiburg 1998
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Die immobile Mobilitätspolit ik in Europa

Die Mobilitätspolitik in Mitteleuropa ist seit Jahrzehn-
ten ziemlich „immobil”, wenn man mal von dem be-
achtlichen Sonderweg der Schweiz absieht. In den
Alt-Ländern der EU kommt wenig Bewegung in die
Konzepte und die Richtung der Investitionen. Das
Gros der Investitionen bleibt autofixiert, mit dem Re-
sultat eines immer schnelleren Marschs in die Stau-
gesellschaft. Die Staaten forcieren mit ihren Rahmen-
setzungen in der Verkehrsfinanzierung, im Bau- und
Planungsrecht und im Steuerrecht Massenmotorisie-
rung und Zersiedlung. Das führt zu riesigen Kosten
und Problemen für Ökologie, Energieverbrauch, Öko-
nomie und Stadtentwicklung. Und es führt zu vielfäl-
tigen Frustrationen im Verkehr. Der Verkehr ist im-
mer noch ein Bereich großer Emotionen. Hier sind
massive Wirtschaftsinteressen im Spiel, der Automo-
bilverbände, der Autoindustrie, der Bauwirtschaft und
des überwiegend autoorientierten Handels. Der Ver-
kehr ist voller Tabus. Tabus aber blockieren die Inno-
vationsfähigkeit. Angst vor Europas Autovolk und der
Auto- und Baulobby lähmt die Verkehrspolitik. Aus
dem Stau sollen immer mehr Straßen und Parkplät-
ze helfen. Fahrgastrückgänge beim ÖPNV und der
Bahn werden mit Angebotsabbau beantwortet, Ein-
nahmerückgänge mit Tariferhöhungen. Lineares Den-
ken prägt den Verkehrsbereich.

Die beschädigte Urbanität

Die exzessive Bevorzugung der Autos hat das Ge-
sicht der Städte massiv verändert: mit immer mehr
und immer breiteren Straßen und immer neuen Park-
streifen, Parkplätzen, Parkhäusern und Tiefgaragen.
Der traditionell multifunktionale öffentliche Raum

wurde immer mehr verfremdet, monofunktional auf
Autobelange ausgerichtet. Verkehrs- und Abstands-
flächen bestimmen den Raum, der Autoverkehr be-
stimmt die Bauweise. Liebe zum Detail mit differen-
zierter Kleinteiligkeit, die jahrhundertelang dem
Fußgängermaßstab entsprochen haben, ist verloren.
Diesem frustrierenden Qualitätsverlust des öffentli-
chen wie privaten Bauens für Handel, Gewerbe und
Wohnen und dieser fortschreitenden Ruinierung der
Effizienz und Sicherheit städtischer Mobilität im
Verkehrsalltag zwischen Stau und Raserei steht die
Politik hilflos gegenüber. Grund dafür ist auch, dass
die politischen Eliten in ihren eigenen Erfahrungen
überwiegend suburban und autofixiert geprägt sind.
Welcher führende Politiker wohnt schon selber in ei-
ner Altstadt? Und kommt mit Rad, Bus und Bahn oder
zu Fuß “ins Amt”? Europas Eliten in Polit ik, Verwal-
tung und Wirtschaft sind dienstwagenfixiert und fol-
gen „den Gesetzen der Straße“, indem sie in
populistischer Vereinfachung ihre Aufgabe darin se-
hen, Massenmotorisierung und das Wohnen im Grü-
nen zu fördern, als Garant von Wachstum, Freiheit
und Fortschritt.  So bedingen sich Autostau und
Reformstau gegenseitig.

Massiver  Kommunikations- und
Werbeeinsatz pro Auto

Die vielen Autoprobleme werden durch geschickte
Kommunikation der Autolobby verdrängt, aus den
Köpfen, aus den Medien und von der politischen
Agenda. Die Lobby suggeriert, die Probleme seien
gelöst: der KAT hätte die Luft und den Wald gerettet,
die Verbrauchsgrenzwerte hätten das Spritproblem
minimiert, die Sicherheitsgurte, der Air-Bag und die
Kopfstützen hätten das Sicherheitsproblem gelöst.
Lückenschlüsse und Ortsumgehungen und europäi-

Prof. Dr.
Heiner Monheim

Was kann die Verkehrswende für  Städte und
Regionen, Umwelt und Wir tschaft er reichen?

Kosten einer Verkehrswende auf der einen Seite, Nut-
zen auf der anderen Seite – die Verkehrswende würde
sich rechnen. Warum hat sie noch nicht stattgefunden?
Warum hat das nötige Umdenken bei politischen Ent-
scheidungsträgern immer noch nicht begonnen? Prof.
Dr. Monheim schilderte die Hintergründe in den Zusam-
menhängen von Macht und Verkehrspolitik. In seinem
engagierten Vortrag motivierte er das Publikum, offen-
siver an eine Verkehrswende heranzugehen: Mobilität
und Autobesitz dürfen nicht gleichgesetzt werden. Dem
Automobil werde viel zu viel Gutes nachgesagt und viel
zu wenig die massiven Nachteile angelastet. Mit dem
ÖPNV gehe es genau umgekehrt, er wird als Kosten-
faktor gesehen, obwohl in ihm handfeste wirtschaftli-
che Vorteile stecken und viel mehr machbar ist als bis-
her getan wurde. Nun geht es darum, die Macht über

die Begrifflichkeiten, die Macht über die Argumente und
die Macht über die Sehnsüchte zu bekommen.

Heiner Monheim (geb. 1946) ist seit 1995 Professor für
Angewandte Geographie, Raumentwicklung und Lan-
desplanung an der Universität Trier. Er hat von 1966-
1971 in Bonn und München Studium von Geographie,
Soziologie, Geschichte und Stadt- und Regionalpla-
nung. Er hat 25 Jahre auf der Bundes- und Landesebe-
ne in Raumordnungs- und Verkehrsministerien gear-
beitet,  is t Mitbegründer des VCD (Verkehrsclub
Deutschland), der Initiative „für eine bessere Bahn“ und
der Fachleutevereinigung „Bürgerbahn statt Börsen-
bahn“. Er hat zahlreiche innovative Projekte für Busse
und Bahnen planerisch und administrativ vorbereitet und
wissenschaftlich evaluiert.
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schen Straßenmagistralen seien im Interesse der Lei-
stungsfähigkeit, Umwelt und Wirtschaft unumgäng-
lich, allein schön die Osterweiterung der EU zwinge
zu forciertem Straßenbau. An der Stadtzerstörung und
Zersiedlung sei das Auto nicht schuld, sondern die
„dummen Planer“. Parallel dazu betreibt die Autolobby
eine beharrliche Marginalisierung der Alternativen
Fahrrad, Füße und Busse und Bahnen. Sie seien nicht
ausreichend leistungsfähig, zu langsam, zu unbe-
quem, zu gefährlich, selbst im Umweltverbund ver-
eint „packten“ sie  es halt angeblich nicht.
Legionen von Werbe-Psychologen und mit vielen
Verlockungen verführte Motorjournalisten sind an die-
ser Kommunikation pro Auto beteiligt. Sie unterstüt-
zen die spezielle Markenwerbung und die generelle
Sympathiewerbung pro Auto mit griffigen Schlüssel-
worten und Bildern. Sie garantieren eine wirkungs-

volle Inszenierung. Und sie beraten geschickt die Ak-
teure in den Chefetagen und Kommunikationszen-
tralen, wie man die Politiker bei der Stange und die
Kundschaft bei Laune hält, damit die Autogesellschaft
„fortfährt“.
Verglichen damit stehen die paar versprengten Psy-
chologen und die wenigen Journalisten im Dienste
von Stadtqualität, Fahrradverkehr, Fußverkehr und
Öffentlichem Verkehr auf „verlorenem  Posten“. Weil
es beim öffentlichem Nahverkehr und der Bahn al-
lenthalben an engagierten Psychologen fehlt, regiert
die sprichwörtliche Kundenfeindlichkeit und Markt-
ferne, die sich einstellen, wenn man Ingenieure und
Ökonomen alleine „wursteln“ lässt. Die Fahrzeuge
werden immer noch wie „Behälter“ gestaltet, ohne
Pfiff und Charme, bullig, massig, unkomfortabel, ab-
weisend. Der Fahrgast ist weiter „Beförderungsfall“
und Service rar, weil angeblich zu teuer. Kundenori-
entierung wäre ein breites Betätigungsfeld für sensi-
ble   Psychologen, um mit attraktiven Speisewagen,
Schlafwagen, dem Bahnhof und Gleisanschluss um
die Ecke, dem in Fahrpreis eingeschlossenen Ge-
päckservice und Generalabo als Universalticket Mil-
lionen neuer Fahrgäste zu begeistern, mit professio-
neller Raffinesse.

Verräterisch ist die Sprache im Verkehrsdiskurs. Sie
ist total autofixiert. Eine Fußgängerzone gilt als „ver-
kehrsfrei“, obwohl sich dort nach der Sperrung für
Autos meist ein Vielfaches an Menschen als vorher
bewegt. Aber Fußgänger gelten in der Autogesell-
schaft nicht als Verkehr, dank erfolgreicher Begriffs-
aneignung durch die Auto-Lobby. Straße wird nur
noch als Autofahrbahn, Mobilität nur als Auto- Mobi-
lität verstanden. Fußgänger sind im Schnitt gemes-
sen an der Zahl ihrer Aktivitäten 4 mal mobiler als
Automenschen. Automenschen sind Kilometerfres-
ser, die unterwegs viel Zeit verplempern, die ihnen
für die Aktivitäten fehlt. Geher gehen mit Distanz spar-
sam um, suchen Nähe und bevorzugen Ziele mit vie-
len, eng benachbarten Gelegenheiten.

Ein anderes Beispiel ist die begriffliche Monopolisie-
rung der Individualität und Flexibilität für das Auto,
den sog. „Individualverkehr“ als Kontrast zum sog.
„Massenverkehr“. Aber was ist individueller und flexi-
bler als das Gehen: man kann jederzeit stehen blei-
ben, die Richtung ändern, das Tempo ändern. Übri-
gens auch beim Gehen in Bus oder Straßenbahn,
während man im Auto unflexibel angeschnallt sitzt.
Ähnlich ist es mit dem Radeln, auch hier hat man viel
mehr Bewegungsfreiheit und Individualität als im Auto.
Denken wir bei Individualverkehr an Gehen und Ra-
deln? Nein, weil die Autolobby den Begriff geschickt
für das Auto monopolisiert hat. Und umgekehrt ist die
Anmutung des Begriffs Massenverkehr natürlich nicht

Prof. Dr. Heiner  MonheimWas kann die Verkehrswende für  Städte und Regionen, Umwel t und Wir tschaft er reichen?
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sehr verheißungsvoll. Wer gehört schon gern zu den
Transportmassen, zum Massentransport, fast schon
wie im Viehwaggon?

Dabei gibt es doch auch kleine Mini- und Midi-Busse
und Mini-Bahnen. Es gibt individualisierten und flexi-
bilisierten Öffentlichen Verkehr, das Taxi, den Rufbus.
Und mit der Aufteilung in die Abteile gibt es auch in
der großen Bahn Rückzugsmöglichkeiten, auf der
Fernreise kann man sich häuslich einrichten, wenn
man will. Und in der Bahn ist die Tätigkeit der Rei-
senden meist sehr viel vielfältiger und individueller
als im Auto. Die einen lesen, die anderen speisen,
die dritten debattieren, die vierten telefonieren, die
fünften flirten und die sechsten ruhen entspannt. Die
Bahn ist mobile Bühne, Marktplatz, Flaniermeile in
einem. Nur wird das nicht kommuniziert, weil die
Macher im öffentlichen Verkehr widerspruchslos das
falsche Etikett Massenverkehr akzeptiert haben. Da-
gegen hindern selbst permanente Massenstaus, in
denen im kollektiven Stillstand Individualität, Flexibi-
lität und Mobilität ad absurdum geführt werden, nicht
daran, den Begriff Individualverkehr weiter hoch zu
halten.

Verkehrswende per Peitsche und Askese?
Ein „ Holzweg“  für Europa

Viele im Verkehr Tätige verheddern sich in den gän-
gigen, wertgeladenen Begrifflichkeiten. Sie fragen
beispielsweise, wann man bereit wäre, auf das Auto
zu „verzichten“? Verkehrswende als Askese, als Ver-
zicht, als moralinsaure Selbstkasteiung im Verkehr?
Und dann dagegen die vollmundigen Slogans der
Autofreiheit, Lust, Trieb, Potenz, Begeisterung, Fahr-
freude, Fahrkultur.  Warum nicht auch von der Geh-
freude reden, vom Flaneur, von der Individualität des
freien, aufrechten Gangs, von der Lust des Fahrtwin-
des auf dem  Fahrrad, von der Liebe zu Qualität, von
der Mobilitätskultur, vom Genuss an der Stadt, von
der Effizienz in der Bahn, der entspannten Mobilität,
von Zuverlässigkeit, Vertrauen, Fortschritt, Technik,
Service, Kommunikation, man trifft sich, man redet
miteinander, man flirtet. Nein, die Verkehrswende muß
wie „sauer Bier“ definiert werden und darf ums Him-
mels willen keinen Spaß machen. Und schon ist man
bei der Metapher von „Zuckerbrot und Peitsche“ oder
„Push & Pull“, wie die Planer sagen. Es reiche nicht,
die Alternativen zum Auto zu fördern, man müsse
auch die Peitsche schwingen, das Autovolk schika-
nieren. Kein Wunder, dass dann bei der Autolobby
alle Warnlampen angehen, dass jeder Diskurs in
emotionale Lagerschlachten ausartet und breiter
Konsens nicht möglich ist. Weshalb so viele gut ge-
meinte Projekte „vor die Wand gefahren werden“, in
Ermangelung zivilisierter, fairer Diskurskultur. Typi-

sche Beispiele sind die Tempo-Limit-Diskussion und
die Mautdiskussion. Tempolimits hat man primär als
Freiheitsberaubung und willkürliche Schikane gegen
Autos kommuniziert und nicht als Fahrhilfe, Fahrer-
entlastung, Beitrag zu entspannter Fahrkultur,
Sympathiekampagne und Ehrenrettung pro Autofah-
rer (gegen unnötige Aggression), Maßnahme für flüs-
sigen Autoverkehr und gegen den Stau, Maßnahme
zur Schonung der Autos und der Geldbeutel der Au-
tofahrer und für ein dauerhaftes Überleben der Autos
und der Autofahrer. Und Maut wird als Abzocke ta-
buisiert und nicht als probates marktwirtschaftliches
Instrument für räumlich und zeitlich wirksame Signa-
le im Autoverkehr, die schnell aus der Staugesellschaft
führen. Dass sie schnell aus dem Stau herausführen,
beweisen die vielen norwegischen oder asiatischen
City-Mautbeispiele schon seit Jahren. Und das Lon-
doner Mautbeispiel hat es dieses Jahr wieder bewie-
sen. Doch Deutschland verschläft solche intelligen-
ten Lösungen und sucht sein Heil aus dem Stau im
sinnlosen Straßen- und Parkplatzbau.

Das Primat der Großprojekte bei der Bahn
und im ÖPNV in Europa. Eine Sackgasse

In den EU Ländern wird für den öffentlichen Verkehr
wenig getan, weder im nationalen, im regionalen noch
im internationalen Kontext. Beispielsweise beträgt die
Zahl der grenzüberschreitenden Bus- und Bahnlini-
en heute nur noch ca. 20 % der Werte um 1910. Da-
mals gab es ganz viele Straßen- und Kleinbahnlinien
sowie Regionalbahnlinien und Buslinien für den klei-
nen Grenzverkehr. Heute ist das meiste davon still-
gelegt, statt dessen haben wir heute etwa 5 mal so
viele grenzüberschreitende Straßenverbindungen in
Europa. Wo sich aber  die EU und die nationalen
Verkehrspolitiken gerne und mit großem Geld enga-
giert, ist für die TEN, die transeuropäischen Magi-
stralen. Natürlich kommen dann bei der Bahn bevor-
zugt Hochgeschwindigkeitsstrecken in die Planung.
Sie monopolisieren auf nationaler und internationa-
ler Ebene einen Großteil der verfügbaren Investitio-
nen, weil sie gegenüber normalen Strecken um den
Faktor 10 teurer sind. Dabei haben sie einen mehr
als zweifelhaften Nutzen, weil die normalen Reise-
weiten im Fernverkehr eben überwiegend zwischen
100 und 300 km und nicht über 500 km liegen. Man
engagiert sich also für einen kleinen Markt mit gro-
ßem Geld. Das kann nur ins ökonomische Fiasko
führen. Deutschland musste das gerade wieder an
der 2002 eröffnete Neubaustrecke Köln- Frankfurt
schmerzlich erfahren, die trotz der Rieseninvestition
schlecht ausgelastet ist und nie wieder ihr Geld ein-
spielen wird. Trotzdem forciert die deutsche Verkehrs-
politik schon das nächste  Hochgeschwindigkeits-
projekt München- Nürnberg- Erfurt. Das Pendant der
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TEN- Bahnprojekte sind auf lokaler Ebene die vielen
U-Bahn-Tunnelprojekte in Europas Großstädten.
Auch sie sind um ein Vielfaches teurer als die nor-
male, moderne Straßenbahn. Aber nach wie vor hat
sich die Renaissance der Straßenbahnen und
Regionalbahnen nicht zu einem Renner europäischer
Verkehrspolitik entwickelt, trotz über 20 überzeugen-
der Beispiele aus der Schweiz, Frankreich, England
und Deutschland.

Eine der Hauptgründe für die Präferenz der Politik
für Großprojekte ist die Dominanz von Motiven der
Industrieförderung und Bauwirtschaftsförderung bei
den Entscheidungen. Dabei wird völlig übersehen,
dass mit einer breiten Systemstrategie viel mehr Auf-
tragsvolumen für Bauwirtschaft und Fahrzeug-
industrie herauskommt, dass dann aber die Investi-
tionen bedarfsgerecht und verkehrlich wie ökono-
misch wie ökologisch optimal wirken können.

Es muss einen wütend machen, wenn man hört, dass
die Weltbank den osteuropäischen Beitrittsländern als
erstes aufgetragen hat, zu prüfen, ob nicht die vielen
unwirtschaftlichen Schienenstrecken und Straßen-
bahnen stillgelegt werde müssten, um die Haushalte
zu entlasten. Und dann fordert man flugs ein Groß-
programm im Straßenbau, als ob das wirtschaftlicher
wäre.  Auch im Bahnhofsbereich gibt es in Europa
viele unsinnige Großprojekte, in Deutschland bei-
spielsweise die sog. „21er“ Projekte für Umbau, Aus-
bau und Neubau von Großbahnhöfen in den Metro-
polen wie z.B. „Stuttgart 21“.

Systemansätze sind gefragt!
Die Schweiz als das große Vorbild

Mit all diesen Großprojekten schlagen Europa und
seine Mitgliedstaaten eine falsche, für die Verkehrs-
entwicklung der Bahnen verhängnisvolle Entwicklung
ein. Sie konzentrieren die Investitionen auf wenige
Korridore und Knoten. Damit bleibt die breite System-
verbesserung auf der Strecke. Satt dessen müsste
man viele Tausend Langsamfahrstrecken, Kapazitäts-
engpässe und Lücken im Netz beseitigen, Hunderte
von Strecken reaktivieren und Tausende von Bahn-
höfen modernisieren und Tausende von Bahnhöfen
und Haltepunkten neu schaffen, als Reaktion auf die
Siedlungsentwicklung der letzten Jahrzehnte.
Milliardeninvestitionen für die Bahn sind wichtig und
nötig, aber sie müssen vor allem in systemwirksame
Investitionen gesteckt werden, die das Bahnangebot
in allen Ländern Europas attraktiver machen. Vorbild
für eine solche Strategie ist die Schweiz, die mit ei-
ner breiten Investitionsoffensive  das ganze Land mit
Hunderten von Projekten im Rahmen des Konzepts
„Bus und Bahn 2000“ im Bahnverkehr vorwärts ge-

bracht hat. Oberstes Ziel war der System- und Netz-
effekt und nicht das einzelne Großprojekt, das mit
ggf. gigantischem Finanzbedarf alle Investitionen
monopolisiert. Auslöser für die breitenwirksame
Investitionsstrategie der Schweiz war eine Volksab-
stimmung. Die in den 70er Jahren zunächst von der
SBB und der Verkehrspolitik vorgeschlagenen zwei
Hochgeschwindigkeitsstrecken wurden vom Schwei-
zer Volk wegen fehlender regionaler Balance und
mangelnder Systemorientierung abgelehnt. Statt des-
sen hat das Volk mehrfach große Kredite für eine brei-
te Netzoffensive zur Einführung eines integralen Takt-
fahrplans im ganzen Land gebilligt. Nur das Projekt
NEAT mit den Bahn-Basistunneln unter den Alpen hat
in gewisser Weise den Charakter klassischer Groß-
projekte und wurde trotzdem vom Volk gebilligt, weil
seine räumliche Konzentration topographisch bedingt
ist und sein Nutzen, den transeuropäischen alpen-
querenden LKW- Verkehr weiter primär über die
Schiene abzuwickeln, breiten Konsens findet. Mit
NEAT kann die Schweiz weiter ihre restriktive Politik
gegen den Schwerverkehr auf der Straße trotz Druck
durch die EU aufrechterhalten. Und zur Finanzierung
der NEAT müssen die LKW über ihre fahrleistungs-
abhängige Maut den größten Finanzierungsbeitrag
selber leisten

Direkte Demokratie als Korrek tiv

Leider fehlt in den meisten Ländern Europas eine
entsprechend direkte demokratische „Hürde“.
Verkehrsprojekte müssen nicht  „vors Volk“. Es reicht,
dass sich regionale und nationale Politiker am zwei-
felhaften Glanz von Großprojekten berauschen und
ihre Administrationen auf willfährigen Vollzug pro-
grammieren. Auf diese Weise kann sich die techni-
sche Besessenheit vieler Bahningenieure und
Verkehrspolitiker für  Hochgeschwindigkeit (Trans-
rapid, ICE, TGV), die sich an einem kindischen sport-
lichen Wettbewerb zwischen französischer, japani-
scher oder deutscher Hochgeschwindigkeitstechnik
aufgeilt, ungebremst durchsetzen.

Moderne Stadt- und Verkehrspolit ik:
ein Alternativ-Programm

Urbanes Bauen für eine kompakte Stadt der kurzen
Wege mit möglichst wenig Autoverkehr braucht eine
Renaissance, um die Explosion der Distanzen durch
immer neue Schnellstraßen ins weite Umland der
Städte zu begrenzen. Eine Ökonomie der kurzen
Wege und Zeiten (“just in time and short in space”)
fördert lokale und regionale Synergien. Vitale Zen-
tren brauchen Qualität und Vielfalt auf engem Raum,
als Gegengewicht zu den weitläufigen Neubaugebie-
ten der Einfamilienhausareale, Gewerbegebiete und
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Bestandteil des Verkehrs werden und überall dezen-
tral zugänglich sein. Deshalb erhalten sie ein Park-
privileg, wie es bisher nur für Taxen besteht. Es gibt
einen definierten elektronischen Standard für Öffnen,
Verriegeln und Abrechnen solcher Autos („magisches
Auge“ plus SmartCard). Die Dezentralität  der klar
gekennzeichneten und über GPS registrierten Autos
garantiert überall und jederzeit einen leichten Zugang.
Wenn kein freies Auto in Sichtweite steht, erfährt man
den Standort des nächsten freien Autos durch Tele-
fonabfrage,  durch Handy am Display oder durch In-
ternet am PC. Das Verkehrssystemmanagement si-
chert den informatorischen Zugang. Parkprobleme
gibt es nicht mehr, weil ja nur noch 10% der bisheri-
gen PKW-Menge abgestellt werden muss und kein
Fahrzeug lange an einem Platz stehen bleibt, weil
dann schon der nächste Nutzer weiterfährt. Das si-
chert hohe Effizienz der Fahrzeuge und des Verkehrs-
raumes. Trotz dieser leichten Nutzungsmöglichkeit
werden viele Menschen das Auto nur sehr differen-
ziert benutzen. Denn jeder Kilometer kostet.

Renaissance der richtigen Automobilität
(mit Muskelkraft) und der „ grünen Urbanität“

(greening)

Und mehr Spaß macht die genießerische Mobilität
als Flaneur, Walker, Biker, Roller, Blader, also zu Fuß,
per Fahrrad oder mit einem der vielen sportlichen
Mobilitätsgeräte wie Kickbord, Rollschuhen, Skates.
Der öffentliche Raum mit seinen Geh- und Radwe-
gen wird nicht mehr permanent und total von parken-
den Autos blockiert. Das Grün kommt zurück in die
Städte, es nutzt den von den Autos geräumten Platz
produktiv im Sinne von Stadtqualität und ökologischer
Qualität. Rund 120 Mio. bislang durch Blech und As-
phalt blockierten Abstellflächen im öffentlichen Raum
werden zu Alleen, Parks, Plätzen – die Städte blü-
hen im wahrsten Sinne des Wortes wieder auf. Die
damit angeregte Renaissance der „Neuen Auto-
mobilität“ (= selbst mobil, durch eigene Bewegung
durch Muskelkraft) löst das größte Gesundheits-
problem moderner Gesellschaften, den Bewegungs-
mangel und seine hässlichen Folgen im Bereich von
Übergewicht, Gefäß- und Durchblutungskrankheiten,
Herz- Kreislauferkrankungen, Verdauungs- und
Schlafstörungen. Statt im Fitnessstudio und in der
Wellnessfarm holt man sich die Gesundheit preiswert
und beiläufig im Alltagsverkehr. Und spart eine Men-
ge wertvoller künstlicher Energie, indem man seine
eigene Muskelenergie nutzt.

Damit regeneriert der Mensch auch wieder seine kom-
munikativen Fähigkeiten. Im massenhaften Autover-
kehr war urbane Kommunikation erstorben, das Auto
hatte aus den Menschen Autisten gemacht, abge-
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Verbrauchermärkte auf der „Grünen Wiese“. Dichte
muß als besondere Qualität erkannt und mit ange-
messener Architektur und Qualität der öffentlichen
Räume gestaltet werden. Die Akzeptanz hierfür wird
aber nur erreicht, wenn die Zusammenhänge besser
erklärt werden und Kosten- und Qualitätsfragen in den
Mittelpunkt planerischer Diskussion gestellt werden.
Die großen Ineffizienzen, hohen Kosten und misera-
blen gestalterischen Qualitäten öder Straßen-
schneisen und asphaltierter Großparkplätze müssen
erkannt werden. Ein internationaler Städtevergleich
lehrt: Je mehr Platz zum Fahren und Parken dem
Autoverkehr bereitgestellt wird, desto schlimmer wer-
den die Staus und desto höher sind die Folgekosten
für Städtebau, Kommunalwirtschaft, Energiever-
brauch und Umweltnachsorge. Eine wirklich markt-
wirtschaftliche Verkehrsordnung und Bauplanung
sollte für klare und wahre Preise für Raum, Energie
und Transport sorgen. Noch gilt das Gegenteil: ein
Straßentunnel für 250 Mio. + gilt vielen Entschei-
dungsträgern als ganz normal und preiswert, 10 Mio.
+ für neue Busse oder Triebwagen dagegen gelten
meist als unbezahlbar. Die Verkehrsfinanzierung si-
chert dem Straßenbau regelmäßig volle Kassen,
während der öffentliche Verkehr um seine Gelder ewig
kämpfen muß. Im ländlichen Raum ist das Mißver-
hältnis zwischen wohlfeilen Ausgaben für die Auto-
infrastruktur und chronischem Geiz für öffentlichen
Verkehr besonders eklatant. Die Autokosten werden
regelmäßig verschleiert. Besonders schlecht ist die
Kostentransparenz bei den Parkierungsflächen, die
kommunal und von den Privatinvestoren hoch sub-
ventioniert werden, ohne dass das zum Streitthema
würde. Das Bau- und Planungsrecht wirkt mit seinen
Regelungen zur Erschließung im Straßen- und
Parkierungsbereich immer noch als Multiplikator für
immer mehr Autoverkehr, immer weitere Zersiedlung
und immer höhere Kosten.
Im neuen Mobilitätszeitalter bestimmen dagegen
Kostenwahrheit, Servicequalität, Verträglichkeit und
Kommunikation den Trend.

Intelligenter, eff izienter Autoverkehr

Im Personenverkehr gibt es zwei Angebotsalternati-
ven: einen effizienten, reduzierten PKW-Verkehr mit
öffentlichen Autos (Car Sharing, Pfandautos) und ei-
nen deutlich verstärkten, aber flexibilisierten öffentli-
chen Verkehr. Moderne Mobilitätsdienstleister ma-
chen intelligente Formen der Autonutzung marktfä-
hig, mit Pfand- oder Nachbarschaftsautos, von de-
nen dezentral etwa 4 Mio. „Mobi—und Publi-Cars“
nötig wären, um die zeitlich, räumlich und qualitativ
individualisierten Mobilitätsbedürfnisse ohne individu-
elle Massenmotorisierung bedienen zu können. Sol-
che öffentliche Autos müssen zu einem integralen
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schirmt vom wahren Leben, unfähig zur Kommuni-
kation im öffentlichen Raum. Jetzt kehrte das vitale
Straßenleben zurück in die Städte, die Lust an der
Kommunikation und am Freiraum wurde wieder-
entdeckt.

Eine neue Fahrkultur im öffentlichen Verkehr

Diesen Trend macht sich auch der öffentliche Ver-
kehr zunutze. Er kultiviert das Mitfahren, Bus und
Bahn werden zum Treffpunkt, zu Bühne, man spricht
miteinander, sie gewinnen ihre integrative, verbinden-
de, kulturelle Bedeutung, die sie in ihrer Blütezeit
hatten, wieder zurück. Insofern sind sie weit mehr als
Transportmaschinen. Natürlich erforderte das auch
eine ganz andere Angebots- und Systemphilosophie.
Öffentlicher Verkehr kultiviert jetzt seine Serviceori-
entierung und seine Flexibilität, er kommuniziert sei-
ne Fähigkeit zur Individualisierung. Er konzentriert
sich nicht mehr ausschließlich auf den sog. Massen-
transport großer Ströme auf langen Distanzen und
wenigen Hauptkorridoren. Sondern engagiert sich
auch in der (vom Mobilitätsvolumen ohnehin viel grö-
ßeren) Feinverteilung im Nah- und Regionalbereich.
Die verhängnisvolle Fehlfixierung auf die „Jumbotech-
nik“ der Großbehälter (Großraumgelenkbusse, Lang-
züge bei der Personenbahn, Ganzzüge bei der Gü-
terbahn) und Hochgeschwindigkeitstechnik der Trans-
rapids und ICEs ist zu Ende, kleine und mittlere Fahr-
zeuggrößen (Mini- und Midibus, Straßenbahn, Re-
gionaltriebwagen, Cargo- Sprinter) und mittlere Ge-
schwindigkeiten dominieren.
Statt ausgedünnterer Netze und Fahrpläne gibt es
eine stärkere Flexibilisierung und Bedarfsorientierung
(verdichtete Taktverkehr bei hoher Nachfrage,
bedarfsgesteuerte Bestellverkehre (Rufbus, Taxibus,
AST, Taxi) bei kleinen Potenzialen). Das erhöht sei-
ne räumliche und zeitliche Präsenz, ohne gleichzei-
tig die Kosten explodieren zu lassen. Damit reagiert
der öffentliche Verkehr auf die viel beschworenen
neuen Lebensstile und Bequemlichkeiten. Er bietet
ein Maximum an Kundennähe (Faustregel: zehn mal
mehr Bahnhöfe und Haltestellen) und Servicequali-
tät (Bistroqualität auch im Nahverkehr,  rollende Ga-
stronomie und Hotellerie im Fernverkehr). Die durch-
gängige Systemqualität orientiert sich an der Netz-
dichte und Hierarchie des Straßennetzes und Vertei-
lung der Zentren und Siedlungsgebiete im Raum. Man
kommt im ganzen Land jederzeit von überall nach
überall hin, ohne dass dafür 50 Mio. PKW die Stra-
ßen „bevölkern“, findet im ganzen Land „Anschluss“,
kann an allen Knoten problemlos umsteigen. Ein ein-
heitliches Tarifsystem und mit einer landesweiten
Generalkarte und ubiquitären Information über Net-
ze und Fahrpläne (Tel. 333=Mobil sind Sie dabei) si-
chert intelligente Mobilität zu attraktiven Preisen

(einschl. Car-Sharing- und Pfandautosystemen, Taxi
und Fahrradstationen) im ganzen Land.

Hohe Effizienz des Fahrzeugeinsatzes führt weg vom
schlecht ausgelasteten “Steh- und Stauzeug” indivi-
dueller PKW. Sie spart enorme Material- und Betriebs-
ressourcen, erfordert dafür aber einen weit besseren
Service und eine modernere Logistik. Beides sind die
Zukunftsmärkte der nächsten Jahrzehnte im Verkehr.
So wird das Grundproblem im Verkehr, die Platzfrage,
lösbar: Mit etwa 10% des Verkehrsraumes für fah-
rende und parkende Autos kann das gleiche
Transportvolumen intelligent und energiesparend
bewältigt werden. Die Autoindustrie mutiert zur
Mobilitätsindustrie und macht hier ihre neuen Ge-
schäfte. Der verbleibende Autoverkehr nutzt den
Verkehrsraum problemlos mit stadtverträglichen Ge-
schwindigkeiten. Die urbansten Verkehrsarten
Fußgängerverkehr und Fahrradverkehr haben eine
Renaissance, sie bevölkern die zurückerstatten ur-
banen Straßenräume mit allen Freiheiten und Be-
quemlichkeiten, die sie so lange vermissen mussten.
Die Verkehrssicherheit ist wieder zu einem realen
Grundrecht geworden, Koexistenz im Verkehr ist ein-
gekehrt. Auch die Urbanität hat eine Renaissance
erfahren. Man orientiert sein Leben wieder zu den
lebenswerten Straßen. Der Drang ins Grüne ist ge-
stoppt, weil das Grün wieder zurück in die Städte und
Dörfer gekommen ist. Nähe und Nachbarschaft sind
wieder ernst genommene Qualitäten. Die soziale Si-
cherheit ist zurückgekehrt, weil anonyme, unbelebte
Straßenräume nicht mehr existieren. Die Menschen
trauen sich wieder auf die Straße, die Kinder ebenso
wie die Alten.  Der frei gemachte Platz wird an urba-
ne Nutzungen zurückgegeben. Ca. 100 Mio. neue
Bäume finden Platz in der Stadt, auf Alleen, Prome-
naden, Plätzen und von Blech und Asphalt befreiten
Innenhöfen. Der Städtebau wendet sich wieder der
Straße zu, die Abstandsflächen schrumpfen, die Dich-
te steigt. Die Straße wird vom Verkehrsraum zum
Lebensraum, nicht nur im kleinen Getto einiger Fuß-
gängerzonen, Passagen und Dorfplätze. Hieraus er-
geben sich starke Impulse für eine Dezentralisierung
der Wirtschaft, weil Kundennähe zum entscheiden-
den Faktor wird. Eine neu Lust am Flanieren, Kom-
munizieren und Inszenieren beflügelt die Wirtschaft
und die Werbung. “Fast food und fast feelings” sind
out, die Lust auf schöne Städte und Dörfer und ihre
vielfältigen, intensiven Erlebnisse siegt über die flüch-
tigen, virtuellen Welten und die Ödnis des auto-
gerechten Suburbia.

Diese überzeugenden Vorteile urbanen Stadtlebens
und einer Mobilität mit wenig Autoverkehr müssen
offensiv und mutig dargestellt werden und sie müs-
sen sinnlich wahrnehmbar gemacht werden, durch
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hohe Qualität der öffentlichen Räume. Und da „beißt
sich die Katze in den Schwanz“, weil die meisten kon-
ventionellen Qualifizierungsversuche, auch der Ver-
kehrsberuhigung, mit den Flächenansprüchen des
Autoverkehrs beim Fahren und Parken massiv kolli-
dierten. Die klassische Lösung war dann, Straßen und
Parkraum „zu verbuddeln“, im Straßentunnel, der Tief-
garage und  der U-Bahnröhre. Das sind immens teu-
re St.-Florians-Lösungen, die am Autoverkehr und
seiner Attraktivität überhaupt nichts ändern, im Ge-
genteil, sie fördern den Autoverkehr, kaschieren aber
punktuell dessen Folgen. Sehr viel überzeugender
sind da die Optionen ohne massenhaften Autover-
kehr. Erst wenn für Modelle einer Mobilität ohne Mas-
senmotorisierung überzeugende Organisations- und
Gestaltungsmodelle  entwickelt sind, wird der Durch-
bruch bei der Verkehrswende gelingen.
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Die fiskalische und technische Machbarkeit dieser
Mobilitätsalternative mit sehr viel weniger Autoverkehr
muss für Verkehrspolitik und Baupolitik, Investoren
und Bürger überzeugend dargestellt werden. Wich-
tig ist, dass nicht nur verkehrlich argumentiert wird,
sondern auch städtebaulich: die Straße als Lebens-
raum und der Bahnhof als Kristallisationspunkt der
Stadtentwicklung müssen mit ihren positiven Seiten
herausgestellt werden, um eine neue Lust am Fla-
nieren, Kommunizieren, Bahnfahren und Inszenieren
zu beflügeln. Die Lust auf schöne Städte, Dörfer und
Landschaften und die vielfältigen, intensiven Erleb-
nisse ist schließlich der wichtigste Motor des Touris-
mus, sie sollte nicht nur zum Reisen animieren, son-
dern die Menschen auch für ihr eigenes Wohnum-
feld qualitätsbewusst machen, ihnen die alltägliche
Ödnis des autogerechten Suburbia verdeutlichen und
Wege aufzeigen, diese zu überwinden.

Plenum
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Die Heinrich Böll Stiftung Rheinland-Pfalz ist die grünennahe Stif-
tung für politische Bildung im Land mit Sitz in Mainz.

Die Aufgabe der Stiftung ist es, im Sinne einer ökologischen, sozia-
len, multikulturellen, gewaltfreien, emanzipatorischen und basis-
demokratischen Orientierung die Bildung im Land zu fördern. Ziel
der Aktivitäten ist es, letztlich die individuelle Urteilskraft der Men-
schen zu stärken. Damit möchte die Landesstiftung zu einem gesell-
schaftlichen Wandel beitragen, der sowohl in der Gegenwart die so-
ziale Gerechtigkeit fördert, als auch künftigen Generationen die Chan-
ce auf eine (er)lebenswerte Umwelt erhält. Die Gleichberechtigung
der Menschen ungeachtet ihres Geschlechtes, ihrer sexuellen Nei-
gung oder ihre Herkunft ist als Querschnittsaufgabe ständiger Be-
standteil unserer Arbeit.

Diesen emanzipatorischen Ansatz verfolgen wir durch unterschiedli-
che Maßnahmen im Bereich der politischen Bildung wie z.B. Semi-
nare, Vorträge, Workshops oder Publikationen. Diese Maßnahmen
sollen die Menschen informieren und zur weiteren Beschäftigung
motivieren. Insbesondere für MultiplikatorInnen bieten wir auch Pro-
jekte an, die für die weitere Arbeit qualifizieren.

Um als kleine Organisation mit wenig Ressourcen (ca 170 TSD +
Jahresetat) die Effektivität möglichst hoch zu halten, verfolgt die
Heinrich Böll Stiftung Rheinland-Pfalz hauptsächlich drei Strategien:

1. Kooperation mit PartnerInnen - Die Heinrich Böll Stiftung Rhein-
land-Pfalz kooperiert in vielfält igen Formen mit anderen
Bildungsinstitutionen in Land und Bund. Zunächst sind dabei
die Mitgliedsorganisationen zu nennen, Bildungsträger mit meist
regio nalem  Bezug, die oft mi t einem h ohen Maß von
Ehrenamtlichkeit viele engagierte Projekte umsetzen. Eine Li-
ste der Mitglieder findet sich im Internet; sie freuen sich über
Interesse.

2. Einbindung in Netzwerke von TrägerInnen politischer Bildung -
Dabei ist an erster Stelle die vielfältige Zusammenarbeit mit den
anderen grünennahen Landesstiftungen und der Heinrich Böll -
Bundesstiftung zu nennen. Die Landesstiftung arbeitet weiter
mit Institutionen in Rheinland-Pfalz zusammen und stärkt und
begleitet die Arbeit von Netzwerken zur Förderung der politi-
schen Bildung wie das Entwicklungspolit ischen Landes-
netzwerkes (ELAN) oder die Arbeitsgemeinschaft der Ausländer-
beiräte Rheinland-Pfalz (AGARP). Weiterhin stehen wir in Kon-
takt zu vielen Interessenvereinigungen und Fachverbänden wie
die Naturschutzverbände und die Gewerkschaften. Sowohl fach-
lich, wie auch im Sinne einer guten Öffentlichkeitsarbeit sind
hier Kooperationen oft für beide Seiten effektiv.

3. Schwerpunktbildung - Die kontinuierliche Arbeit an Schwerpunkt-
themen ermöglicht die Bündelung von Kräften und die notwen-
dige Bindung an Zielgruppen und Netzwerke in diesen Themen-
bereichen. In folgenden Schwerpunkten ist die Landestiftung
tradit ionel l aktiv : Jugendumwe ltbildung ; Geschlechter-
demokratie; Migrationspolitik.  Seit Jahren ist die Beschäftigung
mit dem Sozialstaat ein Anliegen der Heinrich Böll Stiftung. Die-
ser Bereich hat sich kontinuierlich weiter entwickelt und war auch
unser Zugang zum Thema Globalisierung. Für 2004/2005 hat
die Mitgliederversammlung das Thema „Freiheit, Gleichheit,
Sicherheit?“ als Schwerpunkt bestimmt.

Mittelakquise – Vorstand und Geschäftsführung bemühen sich
um weitere Mittel für die Förderung der Ziele.

Die interne Organisation orientiert sich an Transparenz und Effizi-
enz. Der Kern der Mitgliederversammlung als höchstes Organ des
Vereins wird von 36 Bildungs- und Kulturvereinen mit Sitz in Rhein-
land-Pfalz  gebildet. Darüber hinaus bestehen Mitwirkungs-
möglichkeiten für Einzelpersonen, die sich als Fördermitglieder en-
gagieren, oder die von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorgeschlagen
werden.

Die Mitgliederversammlung wählt einen fünfköpfigen ehrenamtlichen
Vorstand, der die Stiftung im Alltagsgeschäft leitet. Der Vorstand
besteht zur Zeit aus Michael Henke, Katrin Kraus Uta Mieden, Rosi
Biwer und Michael Rahe.

Zur Betreuung der Arbeit hat der Vorstand eine hauptamtliche Ge-
schäftsführung eingestellt, die von Petra Franz-Baudisch und Wolf-
gang Faller versehen wird.

Weitere und aktuelle Informationen und Programmankündigungen
finden Sie unter www.boell-rlp.de

Heinrich Böll Stiftung Rheinland-Pfalz
Rheinallee 3 d
55116 Mainz
Tel. 06131 / 905260
Fax: 06131 / 905269
mainz@boell-rlp.de

Heinrich Böll Stiftung
Rheinland-Pfalz

Bildungswerk rheinland-pfälzischer Initiativen e.V.
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Kurzbeschreibung des Projekts

Definit ion einer Stadtbahn
Eine Stadtbahn ist in bebautem Gebiet von einer Stra-
ßenbahn praktisch kaum zu unterscheiden, denn sie
erschließt wie diese die umgebende Siedlungsfläche,
mit Haltestellen in stadtüblichen Abständen. Sie kann
hier sowohl im Straßenraum als auch auf gesonder-
ter Trasse geführt werden. Durch ihre hohe Erschlie-
ßungsleistung ist ergänzender Busverkehr entlang
der Strecke überflüssig, er dient in der Regel nur als
Zubringer aus den Querachsen.
Verlässt die Stadtbahn aber den Siedlungsbereich,
so wird sie zur Regional- oder S- Bahn, denn auf dem
separaten Bahnkörper kann sie mit bis zu 100 km/h
zügig Stadt und Umland bzw. Ortschaften miteinan-
der verbinden. Der Unterschied zu den Regional- und
S- Bahnen besteht vor allem darin, dass die Fahr-
zeuge wesentlich leichter sind als übliche Eisenbahn-
fahrzeuge und deshalb schneller beschleunigen und
abbremsen können. Diese Eigenschaft ermöglicht
trotz großer Haltestellendichte eine schnelle Verbin-
dung der einzelnen Ziele.
Im Gegensatz zum Bus erfolgt dies für die Fahrgäste
außerdem in sehr angenehmer Weise, denn sie wer-
den, auch bei etwas längeren Fahrzeiten, bedeutend
weniger strapaziert. Es kommt hinzu, dass Regional-
busse, meist schon an der Peripherie, morgens im
Stau stehen, während die Stadtbahn auf eigener Tras-
se ohne Zeitverlust durchfährt und auch dadurch zu
einer echten Alternative zum Auto wird.
Die Stadtbahn ist also weder nur Straßenbahn noch
S- Bahn, sondern vereinigt in der jeweiligen Umge-
bung die spezifischen Vorteile beider Verkehsrmittel
in sich. Im Raum Mannheim/Ludwigshafen ist ein
solches System seit langem vorhanden und wird stän-
dig weiter ausgebaut. Viele Städte, wie z. B. Kassel
oder die Mainzer Partnerstadt Erfurt, bauen gemein-
sam mit den umgebenden Regionen ihre Straßen-

bahnen zu Stadtbahnen aus, andere wie Straßburg
und Saarbrücken haben Stadtbahnen neu gebaut und
bauen die Systeme kontinuierlich weiter aus. Kaisers-
lautern hat ähnliches vor. Karlsruhe ist sicher das
bekannteste Beispiel und eine Erfolgsgeschichte für
sich.
Mit neuer Gleistechnik (Flüster- und Rasengleise)
lassen sich zeitgemäße Schienenwege bauen, die
auch von der Bevölkerung gut akzeptiert werden. In
Mannheim hat man an einer Neubaustrecke gute
Erfahrungen gemacht, auch aus Freiburg gibt es po-
sitive Berichte.

Positionen der örtlichen Politik: Bisher schwam-
mig und zu wenig Willen für die Stadtbahn

In Mainz standen die großen Ratsparteien dem Pro-
jekt bisher reserviert gegenüber, vor allem wegen der
Führung durch die Innenstadt. Bei der CDU scheint
man (zumindest teilweise) jetzt konstruktiv nachzu-
denken. Auch von der SPD gab es vorsichtig - zu-
stimmende Signale. Im Stadtvorstand hat man sich
mit der Stadtbahn noch nicht befasst. Der Stadtrat
hat im Oktober 2001 einen Prüfauftrag an die Ver-
waltung erteilt, der die Untersuchung einer Verbes-
serung der SPNV- Verbindungen ins Umland zum Ziel
hat. Auf Antrag von Bündnis 90/ Die Grünen soll da-
bei auch unser Trassenvorschlag untersucht werden.
Der Antrag wurde in den Park- und Verkehrsaus-
schuss verwiesen und ist bislang noch nicht behan-
delt worden.
Herr Landrat Schrader (Landkreis Alzey-Worms) hat
in einem Gespräch Anfang 2002 eine Zusage hin-
sichtlich Sicherung der Reste der alten Bahntrasse
gegeben.
Im Landkreis Mainz-Bingen gab es eine positive Ent-
wicklung: Das Projekt sollte lt. Beschluss des Aus-
schusses für Umwelt und Verkehr in die Zielplanungen
des Regionalen Raumordnungsplanes Rheinhessen-
Nahe aufgenommen werden. Weiterhin sollten die

Walter Nepelius  Die RheinhessenTram

Die guten Argumente der Arbeitsgemeinschaft
Rheinhessentram stellte Walter Nepelius, Verkehrs-
planer bei der Stadt Mainz, vor. Die Arbeitsgemein-
schaft Rheinhessentram setzt sich mit viel Enga-
gement für eine Stadtbahnverbindung von Rhein-
hessen nach Mainz ein.

Walter Nepelius, Jg. 1949, Bauingenieur (grad.).
1971 bis 1991 beim Land Rheinland-Pfalz, Stra-
ßenbauamt Mainz tätig, hauptsächlich in der Ent-

schärfung von Unfallschwerpunkten der 3 Land-
kreise des Amtsbezirks (Mainz-Bingen, Alzey-
Worms und Donnersbergkreis).

Seit 1991 bei der Stadt Mainz als Verkehrswege-
planer für die südlichen Stadtteile beschäftigt.
Seit 1992 im Verkehrsclub Deutschland (VCD) und
seit 1996 im Vorstand des VCD-Kreisverbands
Rheinhessen aktiv. Mitbegründer des Vereins zur
Förderung des ÖPNV im Landkreis Mainz-Bingen.
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betroffenen Gemeinden in ihrer Buleitplanung die alte
Bahntrasse in
voller Breite als Verkehrsfläche ausweisen. Außer-
dem sollten Kontakte mit den benachbarten ÖPNV-
Aufgabenträgern aufgenommen werden mit dem Ziel,
die Möglichkeiten für eine Finanzierung der gemein-
samen Aufgabe auszuloten.Mit einer äußerst fragwür-
digen Begründung wurde die Aufnahme in den RROP
seitens der Planungsgemeinschaft Rhh.-Nahe abge-
lehnt.
Dennoch: Alles spricht für das Projekt Rheinhessen-
Tram!

Die Stadt Mainz und ihr Umland haben hinsichtlich
Verkehrsentwicklung und Umweltbelastung bei Fort-
dauer der bisherigen, aufs Auto fixierten Politik nichts
Gutes zu erwarten: 90 000 Berufspendler belasten
täglich die Mainzer Einfallstraßen und das städtische
Straßennetz. Die heute schon unerträglich hohe
Lärm- und Abgasbelastung durch den Verkehr wird
weiter ansteigen. Der größte Teil dieses Verkehrs
kommt aus dem Rheinhessischen und kann durch
Maßnahmen innerhalb des Stadtgebiets kaum redu-
ziert werden. Die Erreichbarkeit des Oberzentrums
Mainz ist aber auf Dauer gefährdet, wenn nicht Vor-
sorge durch attraktiven ÖPNV getroffen wird.
Hier kann eine Stadtbahn nach unserem Vorschlag
eine zukunftsfähige Richtung weisen:
So verläuft die Trasse vom Mainzer Hbf. entlang der
Straßenbahnlinie 52 (hier Einsatz des vielfach be-
währten 3-Schienen-Gleises) nach Zahlbach, um kurz
vor Bretzenheim nach links ins Wildgrabental zu
schwenken. Dort unterquert die Linie die B 40 (vorh.
Brücke wird genutzt) und führt am Gelände der Zie-
gelei vorbei weiter zu einer vorhandenen Feldweg-
unterführung unter der A 60 hindurch zum Gewerbe-
gebiet Hechtsheim. Hier soll die Stadtbahn durch die
Wilhelm-Maybach-Straße weiter nach Süden verlau-
fen, wobei sie auch den geplanten Gewerbepark in
Höhe Baumschule Fuchs/ Birkenhof erschließt.
Südlich des geplanten Wirtschaftsparks verläuft un-
ser Trassenvorschlag auf der Westseite der L 425
bis zur geplanten P+R- Anlage östlich von Mainz-
Ebersheim. An dieser Stelle gibt es eine Gabelung:
Die eine Trasse schwenkt nach Westen und erschließt
den südlichsten Mainzer Vorort Ebersheim, um da-
nach in westlicher Richtung nach Nieder-Olm zu füh-
ren. Nördlich von Nieder-Olm, direkt neben dem Via-
dukt über die L 401, stößt die Stadtbahn auf die DB-
Strecke Mainz - Alzey. Durch Zubau eines 2. Gleises
bleibt die Stadtbahn - Strecke von dem DB- Betrieb
unabhängig. Das 2. Gleis wird bis zum Nieder-Olmer
Bahnhof geführt. Eine äußerst wichtige Verknüpfung
des Verkehrs aus Richtung Wörrstadt nach Mainz-
Hechtsheim (allein das Gewerbegebiet hat ca. 11 000

Arbeitsplätze, im Gewerbepark sollen fast genauso
viele neu entstehen!) ist damit möglich. Der Bahnhof
Nieder-Olm wird dadurch zu einem wichtigen Umstei-
gepunkt. Durch die Stadtbahn wird ein neuer Halte-
punkt Nieder-Olm Nord möglich in Höhe der ehem.
Hubertusmühle; auch deshalb ist das zusätzliche 2.
Gleis wichtig.

Die andere Trasse verläuft ab der geplanten P+R-
Anlage Mainz-Ebersheim weiter in Richtung Süden,
tangiert Gau-Bischofsheim (südlich der Kapelle, ober-
halb der Ortslage) und führt über Harxheim östlich
der L 425 weiter nach Mommenheim, wo sie in einer
Variante nordöstlich des alten Ortskerns auf die Tras-
se der ehem. DB- Strecke Bodenheim - Alzey trifft.
Diese alte Bahntrasse ist bis Selzen schon zu einem
Radweg umgestaltet worden; wir halten aber eine
Rückführung zum Stadtbahnbetrieb bei paralleler
Radwegführung für möglich. Neben dem ausgedehn-
ten Neubaugebiet nördlich der alten Ortslage von
Mommenheim können auch die östlichen Ortsteile bei
dieser Variante durch weitere neue Haltepunkte er-
schlossen werden.
In einer zweiten, verkehrlich günstigeren Variante
verläuft die Trasse ab Harxheim westlich der L 425
und führt westlich des Friedhofs von Mommenheim
nah am Ortskern vorbei, um am Weingut Windisch
auf die OD der alten L 425 zu treffen. In dieser kürze-
ren Variante sind dem Ortskern nähere Haltestellen
möglich. Die Trasse verläuft dann auf der Westseite
der L 425 weiter bis Selzen, wo sie auf die alte DB-
Trasse trifft. Neue Haltepunkte in Selzen und Hahn-
heim sind möglich. Ein Engpass besteht in Hahnheim,
wo im neuen Gewerbegebiet die alte Trasse auf Rad-
wegbreite verengt wurde und Grunderwerb erforder-
lich macht.

Auch die restliche Bahnstrecke ab Hahnheim über
Köngernheim/ Undenheim, Bechtolsheim, Gau-
Odernheim, Gau-Köngernheim, Framersheim und
Alzey-Schafhausen zum Industriegebiet Alzey wur-
de 1998 abgebaut, desgleichen auch der Restab-
schnitt der ehem. Schienenverbindung Gau-Odern-
heim - Osthofen, der 1998 noch bis Hillesheim/ Bf.
als stillgelegte Strecke bestand. Vom Bahnhof Alzey
bis zum Industriegebiet gab es bis Ende 2001 noch
Güterverkehr (Fa. Thimm) und das Gleis ist noch
vorhanden.

Die Stadtbahn soll daher auf neuer Trasse, von Nor-
den kommend, über Gau-Odernheim (mit neuem
Haltepunkt Gau-Odernheim Süd) und Hillesheim
(neue, gestreckte Linie an Hillesheim - Süd vorbei)
zum neuen Endast nach Dorn-Dürkheim (Endhalte-
stelle: Birkenstraße) führen.

Walter  Nepel iusDie RheinhessenTram
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Ein weiterer Ast soll Gau-Odernheim wieder mit Al-
zey verbinden, unter Nutzung von Teilen der zuvor
beschriebenen ehem. Bahntrasse, wobei der Stadt-
teil Alzey-Schafhausen neu erschlossen werden kann
(früher führte die Bahn an der Ortslage vorbei).

Die Verkehrsbelastung der L 425 liegt am südlichen
Rand von Mainz- Hechtsheim bei 20.000 Kfz/ 24 h.
In einer überschlägigen Potenzialermittlung wurden
an der Stadtgrenze von Mainz ca. 2000 Personen-
fahrten/Tag errechnet. Ab 1000 Personenfahrten/Tag
ist ein Schienenverkehr in der Regel rentabel (es ist
anzumerken, dass bei den in letzter Zeit realisierten
vergleichbaren Projekten generell die Prognosewer-
te weit übertroffen wurden, teilweise um mehr als
300%!).
Aus der Verknüpfung mit der DB in Nieder-Olm kön-
nen weitere Fahrgäste gewonnen werden, hier ist ein
Umsteigen z.B. von Wörrstadt nach Mz.- Hechtsheim/
Gewerbegebiet oder die Fahrt von Köngernheim nach
Mz.- Marienborn (ZDF) auf der Schiene und ohne
Umweg über den Mainzer Hauptbahnhof (!) möglich.
Bei gutem Zubringerverkehr mit Bussen können sämt-
liche “Höhengemeinden“ zwischen Mz.- Ebersheim
und Dittelsheim-Heßloch eine äußerst attraktive und
streßfreie Fahrmöglichkeit in den Raum Mainz - Wies-
baden/ Rhein - Main erhalten - und dies auf einer
Achse, die für den motorisierten Individualverkehr
nicht besonders attraktiv ist.
Der vorstehende, bislang noch nicht näher untersuch-
te Trassenvorschlag der Arge könnte der Anfang ei-
ner neuen ÖPNV- Ära in Mainz und Rheinhessen sein.
Weitere Stadtbahnlinien von Mainz ins Umland, z.B.
über Wackernheim (Layenhof) nach Ober-Ingelheim,
würden sich sicher ebenfalls rechnen, auch Stadt-
bahnbetrieb auf den DB- Gleisen Mainz-Bingen-Ba-
charach, Mainz-Wörstadt-Alzey und Mainz-Oppen-
heim-Worms.
Die Arbeitsgemeinschaft Rheinhessen-Tram hat kei-
ne Zweifel, dass hier die Chance besteht, eine Ver-
kehrswende dergestalt einzuleiten, dass nicht wei-

ter nur neue Straßen und Parkplätze gebaut werden,
sondern in ein modernes und in jeder Beziehung
nachhaltiges Verkehrsmittel investiert wird!
Die Stadtbahn an der L 425 müßte hier nicht mit ei-
ner Autobahn oder 4- streifigen Bundesstraße kon-
kurrieren, wie dies bei den Eisenbahnstrecken Mainz
- Alzey, Mainz - Bingen und Mainz - Worms der Fall
ist, sondern sie wäre die Alternative in verkehrlicher
und finanzieller Hinsicht! Die Höhengemeinden des
südlichen Landkreises und östlich Alzey hätten mit
einem Mal eine ganz neue ÖPNV- Qualität zur Verfü-
gung. Sie könnten gleichzeitig angesichts möglicher
zurückgehender PKW- Belastung aufatmen, während
der notwendige Wirtschaftsverkehr wieder besser
abgewickelt werden könnte. Mainz würde auf der Ein-
fallachse L 425 endlich eine spürbare Verkehrsentla-
stung erfahren. Weitere Stadtbahnlinien würden auf-
grund dieser Entwicklung sicher folgen, vor allem die
äußerst wichtige Verbindung nach Wiesbaden (und
Richtung Ffm). Voraussetzung ist die Aufgabe der
bisherigen FDP- Blockade in Wiesbaden, für die
sich jüngst erste Anzeichen zeigen.“

Auch für die Wirtschaftsstandorte in der Region wäre
die Stadtbahn ein weiterer wichtiger Baustein.
Ist diese Vision nicht faszinierend? Damit es nicht nur
bei der Vision bleibt, brauchen wir Verbündete, die
sich aktiv für das gemeinsame Ziel einsetzen. Wären
Sie bereit, uns zu unterstützen?

Interessierte können sich melden bei:
Ralph Heinrichs,
Auf der Langen Lein 60, 55120 Mainz,
Tel.: 06131-682687, Fax: 06131-617316,
E-mail: heinrichs@book-n-drive.de
oder
Walter Nepelius,
Münchhofpforte 29, 55270 Essenheim,
Tel./ Fax: 06136-89636,
E-mail: Walter.Nepelius@t-online.de

Walter  Nepel ius Die RheinhessenTram
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Mainzer Allgemeine Zeitung vom 5. April 2004

Kritik an Fixierung aufs Auto Verkehrswen-
dekongress zur Mobi lität zwischen Stadt
und Region
Von  Michael Heinze

Die Umweltverbände gehen bei ihrem Kampf für
eine Stärkung des ÖPNV oft sehr ungeschickt
vor. Das findet zumindest Heiner Monheim. Der
Professor vom Fachbereich für Angewandte
Geographie an der Uni Trier war einer der Ex-
perten, die dem Ruf der Grünen-nahen Heinrich-
Böll-Stiftung und des Verkehrswendeforums
Rheinland-Pfalz zum Verkehrswendekongress
unter dem Motto „Zukunft für Mobilität zwischen
Stadt und Region“ in den Erbacher Hof gefolgt
waren.

ÖPNV-Angebot zu gering.

Im Umland von Städten existiere, so eine der
Erkenntnisse, oft kein (nennenswertes) Angebot
an öffentlichem Personenverkehr (ÖPNV). Die
Abhängigkeit vom Auto sei beträchtlich. Staus,
Lärm, Abgase und der Ausbau von immer mehr
Straßen seien die Folge. Im Rahmen der Tagung
versuchten renommierte Fachleute, Alternativen
und konkrete Umsetzungsmöglichkeiten vor Ort
aufzuzeigen.

Monheim führte den fast 100 Zuhörern die Feh-
ler vor Augen, die Umweltverbände und auch
Umweltparteien aus seiner Sicht immer wieder
begehen. „Grundsätzlich gilt, dass wir offensive-
re Positionen einnehmen und mehr an die Sa-
che glauben müssen“, befand der Geograph.
„Das Monopol, das der Autoverkehr hat, muss
geknackt werden.“ Der Verkehrsexperte bezeich-
nete es als „absurd“, dass 90 % der Gelder, die

Bund, Länder und Gemeinden ausgeben, in das
Autosystem fließen. „Wir haben ein völlig autofi-
xiertes Verkehrsrecht“, kritisierte Monheim. „So-
lange die Politik die Windschutzscheibenperspek-
tive drauf hat, wird sich nichts ändern.“ Prof. Dr.
Hartmut Topp malte Zukunftsszenarien aus dem
Jahr 2030. „Wir sind in einer Umbruchsituation“,
urteilte der Insider von der Uni Kaiserslautern.
„Mit der IT-Vernetzung, die Hoffnungen auf Er-
satz der physischen Mobilität beinhaltet, erleben
wir heute die dritte Revolution von Verkehr und
Kommunikation.“ Mobilität als Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben sei menschliches Grund-
bedürfnis. Dabei bedeute Mobilität mehr als die
gefahrenen Kilometer.

Presse-Echo

Auf Schiene verlegt.

Das „Karlsruher Modell“ stellte Diplom-Ingenieur
Oliver Glaser von der Planungsabteilung der
Verkehrsbetriebe Karlsruhe (VBK) vor. „Es han-
delt sich dabei um eine umsteigefreie Verbindung
von der Region in die Innenstadt“, sagte Glaser.
„Eine Verbindung neuer Fahrzeugtechniken er-
möglicht es, als Straßenbahn wie auch als Ei-
senbahn zu fahren.“ Die Betriebszeiten seien
lang, die Reisezeiten kurz, der Komfort anspre-
chend und die Tarife marktgerecht. „Wir haben
es geschafft, Autoverkehr auf die Schiene zu
verlegen und einen zuverlässigen öffentlichen
Nahverkehr zu schaffen“, betonte Glaser.

Das attraktive und effektive Modell, das es seit
1992 gibt und den Autoverkehr auf manchen
Strecken um 40 Prozent reduziert hat, wird von
Saarbrücken und Heilbronn nachgeahmt und
auch das südspanische Alicante und die engli-
sche Stadt Nottingham haben es kopiert.
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Rheinland-Pfalz ist einerseits das Bundesland mit
dem dichtesten Straßennetz und hat andererseits
durch den Rheinland-Pfalz-Takt den Öffentlichen
Personen-Nahverkehr gestärkt.

Unser Land leidet aber auch unter dem ständig wei-
ter wachsenden LKW-Verkehr, der Rheinland-Pfalz
vielfach als Durchgangsregion nutzt. Anstatt weniger
belastende Alternativen zu suchen, fördert die offizi-
elle Politik diese Fehlentwicklung mit dem Aus- und
Neubau von Autobahnen, Bundes- und Landes-
straßen. Beispielsweise wird mit dem geplanten Hoch-
moselübergang zur Zeit eine weitere LKW-Schneise
für den transnationalen Durchgangsverkehr konzi-
piert, die zusätzlichen Lärm und Gestank bringt und
TouristInnen abschreckt. Die Alternativen Bahn und
Wasserstraßen spielen beim Gütertransport eine un-
bedeutende Rolle.

Rheinland-Pfalz steht vor einer Entscheidung in der
Verkehrspolitik: weder können die Verkehrsträger auf
Dauer parallel ausreichend finanziert werden, noch
ist aus ökologischen Gründen ein weiterer Straßen-
bau zu rechtfertigen. Ein solcher könnte auch nicht
die Lösung im Verkehr bringen, weil jeder Meter neu-
er Straßenbau weiteren Verkehr erzeugt, auf den wie-
derum mit neuen Straßen reagiert werden müßte.

Weiterer Straßenbau würde die jetzt schon in vielen
Teilen des Landes unzumutbaren Belastungen der
Bürgerinnen und Bürger weiter erhöhen und die Le-
bensgrundlagen kommender Generationen zerstören.

Die Gesellschaft muß sich entscheiden zwischen ei-
ner zukunftsfähigen oder zukunftsbelastenden Ver-
kehrspolitik. Wir wollen, daß die Entscheidung zugun-
sten einer umweltverträglichen und deshalb zukunfts-
fähigen Mobilität ausfällt. Damit werden die Anforde-
rungen der Agenda 21 (Rio 1992) - nachhaltig für eine
Verbesserung und Schonung der Umwelt zu sorgen
- umgesetzt.
Wir treten dafür ein, daß die Verkehrsmittel des Um-
weltverbundes, also Bahn und Bus sowie Fahrrad-
fahren und Zu Fuß gehen in den Mittelpunkt dieser
Verkehrspolitik gestellt werden. Mehr Geld, mehr In-
itiative und Kreativität, mehr Infrastruktur für den
Umweltverbund! Es kann nicht angehen, daß die Er-
haltung und der Neubau von Bahntrassen durch die

Eisenbahnunternehmen erwirtschaftet werden müs-
sen, während die Straßenunterhaltung und -ausbau
aus Steueraufkommen bezahlt werden. Gleiche
Chancen für alle Verkehrsmittel!

Jeder Zuwachs von Mobilität in unserer Gesellschaft
muß durch die Verkehrsmittel des Umweltverbundes
aufgefangen werden, Ebenso ist die schrittweise Ver-
lagerung von Leistungen des motorisierten Individual-
und Güterverkehrs auf die Schiene notwendig. In den
Städten und Gemeinden muß der Umweltverbund
absolute Priorität genießen.

Eine ökologisch und sozial orientierte Verkehrspoli-
tik schützt die Umwelt vor Abgasen, vermindert den
Lärm an Straßen und Schienen, senkt die Unfallge-
fahren, schafft und sichert eine große Anzahl von
Arbeitsplätzen auf Dauer, erhöht die Lebensqualität
und ermöglicht Mobilität für alle.

Leider ist die verkehrspolitische Diskussion in Dek-
kung gegangen vor dem Volkszorn, der vermeintlich
bei noch so bescheidenen Einschränkungen der Auto-
mobilität droht. Öffentlich wagt kaum jemand, laut zu
sagen, was schon vor Jahren erkannt wurde und
heute immer notwendiger wird: PKW und LKW sind
selbst zum Verkehrsproblem geworden. Sie werden
Einschränkungen zugunsten des Umweltverbundes
hinnehmen müssen.

Die Gesellschaft, die Politik muß sich entscheiden
und wir wollen, daß diese Entscheidung zugunsten
des Umweltverbundes ausfällt.

Dafür müssen wir ökologisch orientierte Verkehrs-
verbände, verkehrspolitisch engagierte Umwelt-
verbände, Bürgerlnnen-Initiativen gegen Straßen-
projekte und solche für Schienen- und Busverkehr,
aber auch die Anbieter auf dem Verkehrsmarkt des
Umweltverbundes, unsere Kräfte bündeln und eine

Lobby für die Verkehrswende

begründen.

Automobilverbände, Auto- und Straßenbauindustrie
sind hochorganisiert, haben sich Zugang verschafft
zu den Entscheidungszentralen der Politik, treiben

„Lust auf Zukunft“  -
Für eine Verkehrswende in Rheinland-Pfalz!

Mainzer  Manifest

Beschlossen beim 1. Verkehrswendekongress am 13. November 1999
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einen riesigen Werbeaufwand und bestimmen so
Verkehrspolitik und verkehrspolitisches Bewußtsein.
Die Betroffenen und Beteiligten des Umwelt-
verbundes dagegen kämpfen oft genug für sich und
auf verlorenem Posten.

Was ist zu tun:

Eine Lobby für die Verkehrswende in Rheinland-Pfalz
wird auf drei Säulen stehen:

1. Vernetzung der beteiligten Verbände, Institutionen,
Unternehmen und Initiativen, um Informationen, Stra-
tegien und Alternativen zusammenzufassen, zugäng-
lich zu machen, auszutauschen und aktuell zu hal-
ten.

2. Herstellen einer dauerhaften Verbindung zum Land-
tag, seinen Ausschüssen und Gremien sowie den
Landtagsparteien und ebenso zur Landesverwaltung,

dem Verkehrs- und dem Umweltministerium sowie
den kommunalen Spitzenverbänden. Dadurch sollen
sowohl die eigenen Aktivitäten dort eingebracht und
um Unterstützung dafür geworben, als auch Einfluß
auf Gesetzesvorhaben und Verwaltungshandeln ge-
nommen werden.

3. Umsetzung der internationalen Verpflichtung zum
Umweltschutz im Bereich Verkehr entsprechend der
Agenda 21.

Die am Verkehrswendekongreß beteiligten Verbän-
de, Initiativen und Institutionen beschließen, daß sie
im Verlauf der nächsten Monate die materiellen und
organisatorischen Voraussetzungen für die Arbeit der

Lobby für eine Verkehrswende

schaffen werden.

Mitglieder des Verkehrswendeforums Rheinland-Pfalz

• ADFC - Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club, Kreisverband Mainz
• Aktionsgemeinschaft Eifel-Mosel-Hunsrück in Bewegung
• BUND - Bund für Umwelt und Naturschutz, Landesverband RLP
• Bürgerinitiative gegen den Nachtflughafen Hahn
• Car-Sharing-book-n-drive-mobilitätssysteme GmbH-Service-Büro Mainz
• Förderverein Eistalbahn
• Georg-Forster-Institut, Mainz
• IVET - Initiative Verkehrsberuhigung im Edenkobener Tal
• Landesarbeitsgemeinschaft Verkehr von BÜNDNIS’90/DIE GRÜNEN, RLP
• NABU - Naturschutzbund Deutschland e.V., Landesverband RLP
• PRO BAHN, Landesverband Rheinland-Pfalz/Saarland
• Südpfalz mobil, Landau
• Teil-Auto, Carsharingangebot ÖKOSTADT Koblenz e.V.
• VCD - Verkehrsclub Deutschland, Kreisverband Rheinhessen und

Kreisverband Mainz
• VCD - Verkehrsclub Deutschland, Landesverband Rheinland-Pfalz
• Verkehrsdezernat der Stadt Mainz
• Verein zur Förderung des ÖPNV im Landkreis Mainz-Bingen
• Verein zur Förderung des Schienenverkehrs in und um Zweibrücken
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